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Die Hochrangige Gruppe 

Der Europäische Ausschuss der Regionen (AdR) hat eine Hochrangige Gruppe „Europäische 

Demokratie“ (GHB) eingesetzt, um seinen politischen und institutionellen Auftrag im Rahmen der 

Konferenz zur Zukunft Europas zu unterstützen und innovative Ideen zu entwickeln, wie die 

europäische Demokratie verbessert werden kann und die Auswirkungen und der Einfluss lokaler und 

regionaler Gebietskörperschaften sowie des AdR im europäischen Prozess gestärkt werden können. 

Den Vorsitz der GHB führt der ehemalige Präsident des Europäischen Rates, Herman Van Rompuy. 

Außerdem gehören ihr sechs weitere Mitglieder an: die ehemaligen Kommissionsmitglieder Joaquín 

Almunia und Androulla Vassiliou, die ehemaligen Mitglieder des Europäischen Parlaments, Rebecca 

Harms und Maria João Rodrigues, die Präsidentin des Europäischen Jugendforums, Silja Markkula, 

und Professor Tomasz Grzegorz Grosse von der Universität Warschau. Die GHB wird unterstützt vom 

Exekutivsekretär Žiga Turk und einer Gruppe sachverständiger hoher Regierungsberater, der u.  a. Jim 

Cloos, Jacques Keller-Noëllet, John Loughlin, Anna Terrón i Cusí, und Wim van de Donk angehören. 

Der Auftrag der GHB besteht für die Dauer der Konferenz zur Zukunft Europas. Ein Arbeitsergebnis ist  

Bereitstellung dieses Berichts an den Europäischen Ausschuss der Regionen.  
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Zusammenfassung 

Die Konferenz zur Zukunft Europas sollte ein Paradebeispiel gelebter Demokratie sein. In ihrem 

Mittelpunkt muss vor allem die Zukunft unserer Demokratie stehen. Nur eine EU mit einer 

lebendigen Demokratie, die das Vertrauen und die Unterstützung ihrer Mitgliedstaaten, Regionen 

und Städte, der Zivilgesellschaft, der Wirtschaft und nicht zuletzt ihrer Bürgerinnen und Bürgern hat, 

kann auf der Weltbühne eine so dringend benötigte stärkere Rolle spielen. Das Vertrauen in diese 

tragende Säule unserer Gesellschaft steht– nicht zuletzt in Krisenzeiten – in Europa und darüber 

hinaus unter erheblichem Druck. 

Wenn wir über die „europäische Demokratie“ sprechen, dann sprechen wir über die Demokratie 

sowohl innerhalb der Mitgliedstaaten als auch innerhalb der EU. Dabei ist auf allen Regierungs- und 

Verwaltungsebenen ein Vertrauensverlust zu verzeichnen. Gegen zwei Mitgliedstaaten sind 

Vertragsverletzungsverfahren anhängig. Wir müssen die Menschen besser schützen und stärken. 

Viele Bürgerinnen und Bürger fühlen sich nicht ausreichend durch alle staatlichen Stellen vor 

sämtlichen Arten von Bedrohungen geschützt, die seit dem Ausbruch der „multiplen Krise“ im Jahr 

2008 noch stärker zutage getreten sind. Das Vertrauen muss wiederhergestellt werden. Die 

Bürgerinnen und Bürger möchten eine stärkere Mitsprache im Entscheidungsprozess und fordern 

bessere Ergebnisse und wirksamere Maßnahmen in allen Politikbereichen, die für ihr Leben jetzt und 

in Zukunft von unmittelbarer Bedeutung sind. Es gilt, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den 

großen Versprechen und Erwartungen und dem, was möglich und realistisch ist, zu finden. Rechte 

müssen mit Pflichten einhergehen – und dies auf allen Ebenen: von den Bürgerinnen und Bürgern bis 

hin zur Union. So sollten die Mitgliedstaaten nicht erwarten, die Vorteile der EU in Anspruch nehmen 

zu können, wenn sie ihr Funktionieren stören. Angst muss in Hoffnung umgewandelt werden.  

Die digitale Revolution, insbesondere die starke Entwicklung der sozialen Medien, hat die 

Funktionsweise unserer Demokratie grundlegend verändert. Sie bietet unzählige neue Möglichkeiten 

für die Kommunikation und den Zugang zu unendlich viel Information. Das Internet hat aber auch die 

traditionelle Qualitätssicherung von Informationen ausgehöhlt, das Diskussionsniveau abgesenkt und 

den öffentlichen Raum mit allzu einfachen Parolen, Falschnachrichten und polarisierenden Aussagen 

überschwemmt. Es hat die realen Gemeinschaften – also Verbindungen echter Menschen, die 

füreinander da sind – durch Filterblasen ersetzt, deren Mitgliedern der Bezug zur Realität fehlt. 

Mehr denn je braucht es eine starke Zivilgesellschaft, um ein Gegengewicht zu Fragmentierung und 

primitiver Individualisierung zu bilden. Mehr denn je benötigt die Wahrheit eine Chance, um sich 

gegen die Lügen zu behaupten. Mehr denn je brauchen wir Fairness und soziales Miteinander, da die 

Pandemie und andere Krisen die Menschen so unterschiedlich treffen. Mehr denn je sind 

zuverlässige öffentliche Institutionen erforderlich, um das Vertrauen in die Politik und die politischen 

Entscheidungsträger zu stärken. Die nationalen und europäischen Rechtsvorschriften müssen einen 

besseren Schutz vor dieser Spaltung bieten und unsere Lebensweise und den sozialen Zusammenhalt 

fördern, damit niemand zurückgelassen und kein Ort abgehängt wird. 

Die Demokratie in der EU ist eine besondere, weil die EU eine Union von Bürgern und von Staaten ist. 

Diese Doppelnatur ist nicht mit der Ordnung einzelstaatlicher Demokratien vergleichbar. Auch kann 
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die EU nicht als internationale Organisation angesehen werden. Sie verfügt über eigene Institutionen, 

die aufgrund ihrer demokratischen Legitimation supranationale Rechtsvorschriften erlassen können, 

sowie über eine europäische Gerichtsbarkeit, deren Entscheidungen in ihrem Zuständigkeitsbereich 

Vorrang vor nationalen Gerichten haben. Da die EU weder eine internationale Organisation noch ein 

Nationalstaat ist, lassen sich Fragen des Vertrauens der Bürger, der Effizienz der Exekutive und des 

globalen Einflusses nicht lösen, indem die EU vorgibt, das eine oder das andere zu sein. 

Stattdessen müssen Anstrengungen unternommen werden, um die europäische Demokratie, 

einschließlich der europäischen politischen Parteien, zu stärken. Das Problem mit der Demokratie hat 

im Falle der EU natürlich sowohl mit ihrer Größe (und der daraus resultierenden mangelnden 

Bürgernähe) als auch mit ihrer Vielfalt (und dem daraus resultierenden mangelnden 

Zusammengehörigkeitsgefühl) zu tun. Innerhalb eines Demos, eines Staatsvolks, sind seine Mitglieder 

bereit, ein höheres Maß an Solidarität und Vertrauen zu zeigen. Aufgrund von zunehmenden 

Geschäftsreisen und Arbeiten im Ausland, einer gemeinsamen Währung, Auslandsreisen, kulturellem 

Austausch, Erasmus-Programmen und sogar europaweiten Sportveranstaltungen entsteht jedoch 

langsam eine europäische Identität. Räumliche Distanzen werden überbrückt, und wir lernen 

einander besser kennen. Dabei darf aber nichts überstürzt werden. Die jüngere Generation, die in 

einem offeneren und mobileren Europa aufgewachsen ist, gibt uns Hoffnung für die Zukunft. 

Diese Stärkung der europäischen Demokratie lässt sich in erster Linie im Rahmen der geltenden 

Verträge durch eine dynamische Auslegung der Rechtstexte erreichen. Hier besteht noch viel 

ungenutztes Potenzial, nicht zuletzt was eine größere Wirksamkeit der Beschlussfassung betrifft, 

etwa indem stärker auf die qualifizierte Mehrheit zurückgegriffen wird. Maßnahmen u.  a. in den 

Bereichen Gesundheit, Digitalisierung, Klima oder Sicherheit erfordern einen gemeinsamen und 

nachhaltigen europäischen Ansatz, um wirksam zu sein. Der gemeinsame europäische 

Mehrebenenansatz bedeutet konkret, dass im Sinne der Subsidiarität in diese Maßnahmen die (u.  a. 

subnationalen) Regierungsebenen einbezogen werden, die den Bürgerinteressen am besten dienen 

und die Probleme am besten lösen können. Außerdem müssen wir junge Menschen motivieren, sich 

stärker einzubringen, nicht nur mit Blick auf die Wahlbeteiligung, sondern bei allen Formen der 

Politikgestaltung und -überprüfung sowie in der Zivilgesellschaft. 

Die Bürgerinnen und Bürger müssen durch neue Wege der verantwortungsvollen und konstruktiven 

Beteiligung mehr Möglichkeiten erhalten, den künftigen Kurs der EU mitzubestimmen. Alle 

Regierungs- und Verwaltungsebenen können von den Verfahren der Konferenz zur Zukunft Europas 

lernen (digitale Diskussionsforen, Bürgerplattformen usw.). Die Konferenz darf keinesfalls ein 

einmaliges Ereignis sein. Sie muss zu einer ständigen Struktur werden, über die der Kontakt zu den 

Bürgerinnen und Bürgern aufgenommen werden kann. 

Die Stärkung der europäischen Demokratie muss generell von der Basis ausgehen – durch eine 

größere demokratische Teilhabe der Bürger und durch Kommunal- und Regionalpolitiker, denen viele 

Bürger mehr vertrauen als anderen politischen Vertretern. Darüber hinaus bilden die Kommunal- und 

Regionalpolitiker eine Gruppe von über einer Million Mandatsträgern, die die Kluft auf natürliche 

Weise überbrücken und für mehr Nähe sowohl zwischen den Bürgern und „Brüssel“ als auch 

zwischen den Völkern Europas sorgen können. Die EU muss endlich eine echte „Multi-Level-

Governance“ anwenden, bei der alle Regierungs- und Verwaltungsebenen miteinander kooperieren 

und auch mit der europäischen Ebene zusammenarbeiten. Auch wenn die eigenständige 
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Organisation der subnationalen Strukturen durch das jeweilige Land ganz und gar eine Angelegenheit  

der nationalen Souveränität ist, könnten die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften aber 

insbesondere zu Beginn von Gesetzgebungsverfahren im Sinne des Subsidiaritätsprinzips mehr und 

besser konsultiert werden, und sie könnten besser in die Umsetzung der politischen Maßnahmen 

einbezogen werden, die in die Zuständigkeitsbereiche der EU fallen. Sie können wertvolle 

Rückmeldungen zur Qualität und Wirksamkeit der Lösungen liefern, um diese zu verbessern, sowie 

die Bürgerinnen und Bürger leichter in das Demokratiegeschehen auf allen Ebenen einzubeziehen.  

In allen vorgenannten Fällen kommt dem Europäischen Ausschuss der Regionen (AdR) eine 

unverzichtbare Rolle als Koordinator und Moderator zu. Der AdR muss bei der Vorbereitung, 

Beschlussfassung, Umsetzung und Rückmeldung in Bezug auf europäische Rechtsvorschriften im 

Rahmen der geltenden Verträge ehrgeizige Ziele verfolgen. Hierfür ist eine interinstitutionelle 

Vereinbarung mit dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Europäischen Kommission 

erforderlich, damit den Standpunkten des AdR und der regionalen und lokalen 

Gebietskörperschaften, deren institutioneller Vertreter der AdR ist, besser Rechnung getragen 

werden kann. Vor diesem Hintergrund muss der AdR auch seine eigene Arbeitsweise überdenken, 

um ihre Effizienz und Wirkung zu erhöhen.  

Eine intern und extern stärkere EU ist auch eine demokratischere EU, umgekehrt genauso. Um diese 

Ideen in die Praxis umzusetzen, muss die Konferenz zur Zukunft Europas unbedingt zum Erfolg 

geführt werden. Außerdem muss daraus eine stärkere europäische Demokratie resultieren, die 

Europas einzigartige Multi-Level-Governance tatsächlich widerspiegelt und die Bürgerinnen und 

Bürger einbindet. Eventuell kann dies länger dauern, als ursprünglich gedacht. Aber wir dürfen nichts 

übereilen, denn es steht viel auf dem Spiel. 
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1 WELTWEITER DRUCK AUF REPRÄSENTATIVE 
DEMOKRATIEN 

Die Demokratie als Regierungsform und Werteordnung hat sich seit der wissenschaftlichen 

Revolution als eine höchst effiziente Methode für die Organisation von Gesellschaften bewährt. Mit 

der Demokratie lässt sich ein gutes Gleichgewicht erreichen: zwischen individueller Freiheit und 

Kreativität einerseits und einer Ordnung im Sinne einer effizienten Zusammenarbeit zwischen den 

Einzelnen andererseits. Dadurch wurde eine nie dagewesene Ausbreitung der Freiheit und des 

Wohlstands ausgelöst. Kurz nach dem Ende des Kalten Krieges schien es nur eine Frage der Zeit, bis 

sich die Systeme aller Staaten in liberale Demokratien verwandeln würden und die Geschichte damit 

enden würde. 

Seitdem wurden die Demokratien allerdings vor zahlreiche Herausforderungen gestellt. Es stellte sich 

heraus, dass rasche wirtschaftliche und militärische Entwicklungen auch in nicht demokratischen 

Systemen wie China möglich sind. Von einigen Ländern wurde die westlich geprägte liberale 

Demokratie aus verschiedenen historischen Gründen entschieden abgelehnt. Neben diesen 

Herausforderungen für den Glauben an die Überlegenheit der liberalen Demokratie als politisches 

System beobachten westliche Demokratien auch, wie ihre weltweite wissenschaftliche, 

wirtschaftliche und militärische Vorherrschaft dahinschmilzt. Im Inneren sind die demokratischen 

Staaten mit Bürgerinnen und Bürgern konfrontiert, die aus verschiedenen Gründen unzufrieden sind.  

In diesem Kapitel wird ein Überblick über die verschiedenen Druckfaktoren für die Demokratie im 

Allgemeinen gegeben und gezeigt, auf welche Weise sogar die ihr zugrunde liegenden Werte bedroht 

sind. Zudem wird dargestellt, wie sie als Regierungsform in Frage gestellt wird, zum Teil, weil durch 

die demokratischen Verfahren nicht mehr in dem Maße wie früher für Legitimation gesorgt wird, da 

die Bürgerinnen und Bürger immer größere Erwartungen dahingehend hegen, was Demokratie 

leisten sollte. Ein weiterer wichtiger Punkt ist schließlich, dass sich die Kommunikationstechnologien, 

durch die alle Arten der menschlichen Kommunikation ermöglicht werden, seit der Erfindung des 

Internet dramatisch verändert haben. 

1.1 Demokratie als Werteordnung und Regierungssystem 

Voraussetzung für die Demokratie ist eine gewisse zivilisatorische und kulturelle Grundlage, auf der 

sie gedeihen kann. Von zentraler Bedeutung sind ihre Werte. In diesem Abschnitt wird erörtert, auf 

welche Weise sie Druck ausgesetzt sind. 

1.1.1 Ursprünge und Entwicklung der Demokratie 

Die Demokratie entstand am Anfang des sechsten Jahrhunderts vor Christus in Athen. Nachdem 

Solon bis zu einem gewissen Grad die Gleichberechtigung zwischen den Bürgerinnen und Bürgern der 

Stadt eingeführt hatte, beteiligte Kleisthenes die Menschen unmittelbar an der Regierungstätigkeit. 
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Somit wurde bereits damals zwischen der Demokratie als Wertordnung (Solon) und Demokratie als 

Regierungssystem (Kleisthenes) unterschieden. Ausgehend von diesen Voraussetzungen lässt sich 

sagen, dass die Geschichte der modernen Demokratie untrennbar mit der europäischen Geschichte 

verbunden ist. Verstärkend gewirkt haben dabei unter anderem der jüdisch-christliche 

Universalismus, die Renaissance und die Reformation, die Aufklärung sowie die Theorie der liberalen 

Demokratie von Tocqueville. Zudem gab es in diesem Zusammenhang auch einige wichtige 

historische Ereignisse, wie etwa die Glorreiche Revolution von 1688 in England, die Amerikanische 

Revolution 1776, die Französische Revolution 1789, die Revolutionen von 1848 in Europa, der Kampf 

um das allgemeine Wahlrecht und die Grundfreiheiten (Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, 

Vereinigungsfreiheit usw.), auf den nach 1945 der Kampf um wirtschaftliche und soziale Rechte 

folgte. 

Die Demokratie ist in der Idee der Würde des Menschen verwurzelt. Menschen wiederum sind in 

einer Gemeinschaft verwurzelt und auf organische Weise mit anderen verbunden. In älteren Formen 

der Demokratie, wie in der Athens, war die Zugehörigkeit zu dieser Gemeinschaft auf erwachsene 

männliche griechische Bürger beschränkt, die in den Genuss der bürgerlichen Freiheiten kamen, 

während sie anderen, wie Frauen, Kindern, Sklaven und Ausländern, verwehrt wurden. Die moderne 

Demokratie ist auf die jüdisch-christliche Vorstellung gegründet, dass jeder einzelne Mensch eine 

angeborene Würde besitzt. Diese Vorstellung wurde durch die in der Aufklärung entstandene und 

vor allem von Kant vertretene Idee, dass sich die Würde durch den autonomen Gebrauch der 

Vernunft äußert, weiterentwickelt. Aus dieser Idee wurde das Recht auf Beteiligung an öffentlichen 

Angelegenheiten abgeleitet, das zunächst jedoch auf Männer ab einem gewissen Alter, die über 

Eigentum verfügten, begrenzt wurde. Nur allmählich wurde dieses Recht auf alle erwachsenen 

Bürgerinnen und Bürger eines Landes ausgeweitet. 

Das soziale Gefüge, aus dem sich der Kontext für die Bürgerschaft und das Recht zur Beteiligung an 

öffentlichen Angelegenheiten ergeben, ist die als Nation bezeichnete Gemeinschaft, der 

institutionelle Rahmen dafür ist der Staat. Staaten und Nationen hat es über weite Zeiträume der 

Geschichte gegeben. Einheiten wie das Heilige Römische Reich waren multinational, wie das auch 

beim (noch) Vereinigten Königreich der Fall ist. Historikern wie Leah Greenfeld1 und Linda Colley2 

zufolge entstand die moderne Nation während der Reformation und im Anschluss daran als Ergebnis 

des Westfälischen Friedens von 1648. Jean Bodin entwickelte den Begriff der staatlichen 

Souveränität, die er als unteilbare Einheit betrachtete. Mit dem Westfälischen Frieden wurde diese 

Vorstellung der Souveränität gestärkt, weil festgestellt wurde, dass sich souveräne Staaten nicht in 

die Angelegenheiten anderer Staaten einmischen sollen, womit die Grundlage für das moderne 

System internationaler Beziehungen geschaffen wurde. Erst in der Französischen Revolution 

allerdings kam der Begriff Nationalstaat auf und in der Folge die Ideologie des modernen 

Nationalismus, nach der jede Nation ihren eigenen Staat haben sollte und die Grenzen des Staates 

mit den Grenzen der Nation übereinstimmen sollten.3 

Nationalstaaten gibt es in verschiedenen politischen Ausprägungen: föderal, zentralistisch, 

regionalisiert, dezentral usw. Notwendigerweise demokratisch sind sie nicht. Nazi-Deutschland, das 

                                                             
1 L. Greenfeld: Nationalism: Five Roads to Modernity. Harvard University Press, 1992. 
2 L. Colley: Britons: Forging the Nation 1707–1837. New Haven und London: Yale University Press, 1992. 
3 J. Breuilly: Nationalism and the State. Manchester University Press, 1985. 
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faschistische Italien, Francos Spanien, Salazars Portugal und das unter Militärregierung stehende 

Griechenland waren Nationalstaaten, ganz zu schweigen von den zahlreichen kommunistischen 

Regimen und Diktaturen der Vergangenheit und Gegenwart. Aber auch die liberale repräsentative 

Demokratie ist eine mögliche Regierungsform von Nationalstaaten, die eine durch und durch 

europäische Erfindung sind, die zu unserem gemeinsamen Erbe gehört. 

Es gibt zweierlei Druckfaktoren für den Nationalstaat. Auf der einen Seite ist ein einzelner 

Nationalstaat als Einheit nicht groß genug für wirtschaftliche und soziale Zusammenarbeit, 

weswegen sich Nationalstaaten zu größeren Einheiten, wie der Europäischen Union, 

zusammenschließen. Auf der anderen Seite sehen manche Letzteres als Angriff auf Ordnungen, die 

sie als „natürlich“ betrachten und die jahrhundertelang funktioniert zu haben scheinen. 

1.1.2 Frühe Formen der Demokratie 

An der Demokratie ist jedoch nichts im eigentlichen Sinne natürlich, wie sich an einem Blick in die 

Geschichte zeigt. Wir sollten unsere Perspektive nicht zu sehr einengen. Es hat die Demokratie bzw. 

Vordemokratie schon in zahlreichen Erscheinungsformen gegeben, bevor sie schließlich auf 

(moderne) Städte und Staaten angewandt wurde. In seinem Buch „The Decline and Rise of 

Democracy“4 schildert Stavasage die spannende Entstehungsgeschichte des „demokratischen 

Lebens“, zum Beispiel auf dem amerikanischen Kontinent, wo es Strukturen gab, die demokratischer 

gewesen seien als die Verhältnisse, die die europäischen Eroberer aus ihren Heimatländern kannten 

(Stavasage, 2020:3). Bei den meisten davon handelte es sich mehr oder weniger um „politische“ 

Formen der Beteiligung, die eng mit den Gemeinschaften, in denen sie angewandt wurden, 

verbunden waren. 

Diese „frühen“ Formen der Demokratie unterscheiden sich wesentlich von den Formen, die wir als 

„modern“ bezeichnen, lehren uns aber gleichwohl, wie wichtig die Vorstellungen von 

„Gemeinschaft“ und „Beteiligung“ seit dem Anfang der Geschichte sind. Zunächst weisen diese Arten 

der frühen Demokratie eine weit größere Vielfalt als das „Standardmodell“ der Demokratie auf, das 

seinen Ursprung weitgehend im europäischen Kontinent hat. Schon in diesen Zeiten mussten 

Anführer hinnehmen, dass sie aufgefordert waren, ihre Gemeinschaften ernster zu nehmen, weil die 

Menschen Ausstiegsoptionen hatten. Wenn sich Anführer gegenüber denjenigen, über die sie 

herrschten, in einer schwachen Position befanden, gedieh die frühe Demokratie, stellt Stavasage fest. 

Es scheint also eine Abhängigkeit zwischen starken Demokratien und schwachen Autoritäten zu 

bestehen. Durch diese Perspektive eröffnet sich die Möglichkeit die demokratische Ordnung aus 

Sicht der Gemeinschaften, aus denen sie gebildet wird, zu betrachten: mit ausgeprägten – und 

manchmal auch sehr integrativen – Strukturen und Gepflogenheiten, was Beteiligung, 

Verantwortungsbewusstsein und Zusammengehörigkeitsgefühl betrifft. Stavasage deutet 

ausdrücklich die Möglichkeit an, in kleinen und „frühen“ Demokratien nach Inspirationsquellen zu 

suchen, um zu verhindern, dass moderne und große Demokratien,  in denen demokratische 

Rückschritte zu verzeichnen sind, noch stärker ausgehöhlt werden. 

                                                             
4 S. Stasavage, The Rise and Decline of Democracy. A global history from antiquity to today (Princeton and Oxford, 

Princeton University Press, 2020). 
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Es könnte sich lohnen, sich von den gemeinschaftlichen Aspekten früher Demokratien und 

bürgerlicher Kulturen inspirieren zu lassen (etwa vom Zusammengehörigkeits- und 

Zugehörigkeitsgefühl), um die Eignung der gegenwärtigen regionalen und lokalen Demokratien zu 

analysieren und zu stärken. Es wäre ein Fehler zu glauben, die Seele der europäischen Demokratie 

befände sich ausschließlich in Straßburg, Brüssel und den anderen Hauptstädten der Mitgliedstaaten. 

Die europäische Demokratie ist nicht nur eine Demokratie mit mehreren Ebenen, sondern auch eine 

Demokratie mit mehreren Perspektiven, in der die „lokale“ und „kulturelle“ Dimension Platz haben 

sollte. Ohne Engagement für eine echte Gemeinschaft kann demokratische Beteiligung nicht 

gedeihen. Dass dies nicht beachtet wird, könnte sehr wohl einer der Gründe für die Krise der 

Demokratie sein. 

Der demokratische Geist der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger könnte unter anderem in häufig 

vernachlässigten Bereichen der Zivilgesellschaft gestärkt werden, wie etwa in Organisationen der 

Solidarwirtschaft und Mikrodemokratien, in denen Bürgersinn außerhalb des formalen Bereichs der 

politischen Demokratie gelehrt, praktiziert und kultiviert wird. Dies ist genau die Sphäre, die zu lange 

im Schatten der dominanten Zweieinigkeit von Staat und Markt stand, von der der Diskurs der 

europäischen Staatsführung so deutlich geprägt wurde und von der die einst fruchtbaren Grundlagen 

der Gemeinschaften und Bürgerorganisationen à la Tocqueville überschattet wurden, die doch der 

Nährboden für eine bestimmte Art des demokratischen Geistes und der demokratischen 

Gepflogenheiten sind, mit denen auf die ihnen eigene Weise maßgeblich zum bonum commune (dem 

Gemeinwohl) beigetragen wird.5 

1.1.3 Die Aufgaben der Demokratie 

Demokratie lässt sich durch ihr Wesen (Abschnitt 1.1.4) und ihre Funktionsweise (hier) definieren. Sie 

erfüllt drei wesentliche Aufgaben: 

● Sicherstellung der Achtung einer Reihe von Werten, durch die sie wiederum gestützt wird,  

● Sicherstellung der Organisation und des Funktionierens der politischen Macht und  

● Erfüllung der Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger, wie sie durch das allgemeine 

Wahlrecht frei zum Ausdruck gebracht werden. 

Diese drei Aufgaben sind eng miteinander verbunden. Wird eine davon nicht erfüllt, können dadurch 

bereits Zweifel aufkommen, ob eine Regierung wirklich demokratisch ist.  

Wurde früher nur in marxistisch-leninistischen Ländern, die man unter der Bezeichnung 

„Volksdemokratien“ zusammenfasste, mit dem Wort „Demokratie“ gespielt, erliegt man in letzter 

Zeit auch über diese Länder hinaus der Versuchung von Wortspielen. Durch die Aushöhlung der 

Demokratie in Russland und der Türkei wurden Politikwissenschaftler zum Beispiel zu der 

Wortschöpfung „Demokratur“ inspiriert. Dieser Begriff bezieht sich auf eine hybride politische 

Realität, in der die Demokratie dem Anschein nach noch mehr oder weniger intakt ist, während die 

staatlichen Stellen größtenteils im Verborgenen gegen die bürgerlichen Freiheiten und die 

Rechtsstaatlichkeit vorgehen, um die öffentliche Meinung zu kontrollieren, ihre Gegner zu beseitigen 

und durch verfassungsrechtliche Tricks an der Macht zu bleiben. Selbst in der EU haben in „illiberalen 

                                                             
5 Siehe u. a.: Raghuran Rajan: The Third Pillar. How Markets and the State leave the community behind. 
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Demokratien“, wie sie von manchen bezeichnet werden, Angriffe auf die Freiheiten – hauptsächlich 

auf die Pressefreiheit und die Unabhängigkeit der Justiz – stattgefunden, gegen die die Kommission 

mittlerweile juristisch vorgeht.  

An allen diesen Beispielen wird ersichtlich, dass die beiden Ausprägungen der Demokratie – als 

Wertesystem und als Regierungssystem – eng miteinander verbunden sind und nicht ohne einander 

bestehen können. Das Thema der verschiedenen Formen der deliberativen6 Demokratie wird im 

Bewusstsein dieses Umstands behandelt. Es wird angenommen, dass bei allen nachfolgend 

erwähnten Varianten die grundlegenden demokratischen Prinzipien und Werte geachtet werden, 

u. a. dank der Wachsamkeit des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte.  

1.1.4 Grundsätze liberaler repräsentativer Demokratien und ihre Herausforderungen  

Die liberale repräsentative Demokratie hat ihren Ursprung in der europäischen Aufklärung und ist auf 

eine Reihe von Grundsätzen und Verfahrensweisen gegründet. Diese sind nachfolgend in der linken 

Spalte der Tabelle zusammengefasst7, in der rechten Spalte sind die zugehörigen Herausforderungen 

aufgeführt: 

 Grundsatz Herausforderungen 

1. Breite politische Beteiligung erwachsener 
Bürgerinnen und Bürger, einschließlich 
Minderheiten wie zum Beispiel ethnische, 
religiöse, sprachliche und wirtschaftliche 
Minderheiten. 

Das Interesse an der Beteiligung schwindet. 

2. Geheime Abstimmungen und häufige 
regelmäßige Wahlen. 

Das Interesse an der aktiven wie passiven Beteiligung 
an Wahlen geht zurück. 

3. Weitgehende Freiheit des Einzelnen zur 
Bildung und Unterstützung politischer 
Parteien, wobei jede Partei ihre Ansichten frei 
äußern und eine Regierung bilden kann. 

Durch neue Technologien ist die Bildung neuer 
Parteien für die Bürger zunehmend einfach. 
Manchmal bestehen diese Parteien nicht lange und 
bewirken wenig. Der Stimmanteil der traditionellen 
Volksparteien geht in ganz Europa zurück. 

4. Regierungen können die Gesetze (in 
bestimmten Grenzen) so ändern, auslegen 
und durchsetzen, dass den Wünschen der 
Mehrheit gedient ist. 

In manchen Ländern gibt es Bestrebungen, die 
Beschränkungen für das Mehrheitsprinzip aufzuheben. 
Die verfassungsrechtliche Grundlage, die 
Menschenrechtscharta und Grundsätze wie die 
Rechtsstaatlichkeit oder die Gewaltenteilung sind 
bedroht, da sie bei einer ausreichenden Mehrheit 
geändert werden können. 

5. Wirksame Garantien für die individuellen und 
Minderheitenrechte, insbesondere in 
Bereichen wie Redefreiheit, Pressefreiheit, 
Gewissensfreiheit, Religionsfreiheit, 
Versammlungsfreiheit und Gleichbehandlung 

Insbesondere in Verbindung mit dem Internet wird das 
Recht auf freie Meinungsäußerung aufgrund von 
Desinformationskampagnen, Falschmeldungen und 
Beeinflussungsoperationen ausländischer Akteure 
hinterfragt. In der Woke-Kultur werden die 

                                                             
6 Die Gemeinsamkeit der partizipativen und repräsentativen Demokratie ist der offene und freie Diskurs in der Gesellschaft. 

Themen werden erörtert, Standpunkte werden erläutert, und es wird nach Kompromissen und Lösungen gesucht.  
7 https://www.encyclopedia.com/international/legal-and-political-magazines/liberal-democracy 

https://www.encyclopedia.com/international/legal-and-political-magazines/liberal-democracy
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vor dem Gesetz. Gedankenfreiheit, das Recht auf freie 
Meinungsäußerung und ähnliche Freiheiten und 
Rechte durch Cancel Culture und Gruppenzwang 
eingeschränkt. 

6. Eingeschränkte Befugnisse der Regierung, der 
durch verfassungsrechtliche Garantien, 
einschließlich Gewaltenteilung, Grenzen 
gesetzt sind. 

In i l liberalen Demokratien ist man versucht, die 
exekutive, legislative und rechtsprechende Gewalt 
nicht zu trennen, sondern auf eine politische Partei zu 
konzentrieren, die behauptet, sie hätte die dafür 
erforderliche Mehrheit. 

 

1.1.5 Die wichtigsten Merkmale der liberalen repräsentativen Demokratie 

Die liberale repräsentative Demokratie hat drei Hauptmerkmale – Legitimität, Rechenschaftspflicht 

und Transparenz –, wobei jedes Merkmal mit einer Reihe von Problemen verbunden ist: 

Merkmal Herausforderungen 

Legitimität: Gewählte Vertreter leiten ihre 
Legitimität aus ihrer Wahl durch die von ihnen 
vertretene Wählerschaft ab (im Gegensatz zu 
Legitimität, die aus einer anderen Quelle abgeleitet 
wird – göttliches Recht der Könige, Ein-Parteien-
Herrschaft, rohe Gewalt). Zur Frage der Legitimität 
haben Staatstheoretiker wie Fritz Scharpf 
angeführt, dass es eine „Output-Legitimität“ 
(Regierungsführung für das Volk) gibt, wenn durch 
die Staatsführung bessere politische Ergebnisse 
erzielt werden, auch wenn die „Input-Legitimität“ 
(Regierungsführung durch das Volk) fehlt. Dies gilt 
insbesondere für die Staatsführung und 
Demokratie der Europäischen Union. 

Durch Wahlen an sich wird offenbar nicht mehr in 
derselben Weise wie früher Legitimität hergestellt. Ein 
weiteres Problem der Governance (weniger der 
Regierung) besteht darin, dass daran bestimmte 
„Interessenträger“ und „Interessengruppen“ beteiligt 
sind, die vielleicht nur Teile der Gesellschaft und nicht 
die Gesellschaft insgesamt vertreten. Es stellt sich die 
Frage, wie der repräsentative Charakter eines 
Verwaltungssystems und dadurch seine Legitimität 
unter dem Gesichtspunkt der Demokratie gestärkt 
werden kann. 

Rechenschaftspflicht: Die Volksvertreter sind dem 
Volk gegenüber rechenschaftspflichtig. Am 
offensichtlichsten fordert das Volk diese 
Rechenschaftspflicht in der Wahlkabine ein, doch 
sie kann auch vor Gericht oder durch andere 
Regierungsebenen eingefordert werden, ein 
System von Kontrolle und Gegenkontrolle. 

Dieses System ist in vielen Ländern Angriffen 
ausgesetzt. Benz und Papadopoulos werfen die Frage 
auf, welche Mittel Stimmrechtsgruppen haben, um 
das Handeln von Entscheidungsträgern in 
Verwaltungssystemen zu kontrollieren und sie für die 
Ergebnisse der Politikgestaltung in der Staatsführung 
wirksam zur Rechenschaft zu ziehen. 

Transparenz: Entscheidungsträger dürfen nicht im 
Geheimen arbeiten und müssen Informationen 
bereitstellen, damit die Bürgerinnen und Bürger sie 
kontrollieren können und Korruption vermieden 
werden kann. 

Besonders im Internet wird dieses Merkmal für 
Voyeurismus und Sensationsberichterstattung 
missbraucht, es werden Schmutz und Skandale 
ausgegraben – zulasten einer ernsthaften politischen 
Debatte. Einflussreiche Netzwerke sind häufig 
undurchschaubar und für die Außenwelt verschlossen, 
sodass ihre internen Abläufe für Außenstehende 
unsichtbar bleiben.  
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Alle drei Merkmale werden heutzutage von Populisten sowie anderen Bürgerinnen und Bürgern 

infrage gestellt. Aufgrund einer – realen oder angeblichen – Spaltung zwischen den Eliten und dem 

Volk wird die traditionelle repräsentative Demokratie zunehmend angefochten. Stattdessen wird 

eine direkte und permanente Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger am demokratischen Prozess 

verlangt, wobei verschiedene Arten der Beteiligung möglich sind: eine Abstimmung durch 

Referendum vor (eine Bürgerinitiative) oder nach dem Ereignis (ein Referendum zur Bestätigung oder 

Ablehnung eines Vorhabens). Voraussetzung dafür wäre eine weitreichende partizipative Demokratie 

in verschiedenen Formen. Dadurch wurde unter anderem die Stärkung der Rolle von lokalen und 

regionalen Gebietskörperschaften erforderlich, aufgrund der geforderten Bürgernähe und 

verstärkten Rechenschaftspflicht von Führungskräften (deren Amtszeit weniger sicher ist, da sie von 

den Ergebnissen abhängt). 

1.2 Die Krise der Demokratie 

Mit dem Ende des Kalten Krieges Anfang der 90er-Jahre des 20. Jahrhunderts hatte es den Anschein, 

dass die Idee der westlichen liberalen und repräsentativen Demokratie endgültig gesiegt hätte. Viele 

glaubten, dass es nur eine Frage der Zeit wäre, bevor sich die ganze Welt anschließen und 

demokratisch werden würde. Der Titel des berühmten Buches von Fukuyama sagte alles: Das Ende 

der Geschichte war gekommen. Für die EU, deren Projekt in dem Glauben verwurzelt ist, dass die 

Menschheit der Postmoderne entgegenschreitet, hörte sich das fast zu gut an, um wahr sein zu 

können. Und genau das hat sich dann auch herausgestellt.  

Es war schon immer ziemlich naiv, sich einen langsamen Triumphmarsch der liberalen Demokratie in 

eine strahlende Zukunft vorzustellen. Auch vor den 90er-Jahre des 20. Jahrhunderts gab es eine 

Reihe von Fragen hinsichtlich ihrer künftigen Entwicklung. Lassen sich damit die Gefahren für die 

Zukunft der Erde effizient bekämpfen? Welche Folgen hat der Aufstieg rechtsextremer Parteien in 

einem Land wie Frankreich? Welche Auswirkungen wird die Woke-Kultur auf die Demokratie haben? 

Wie wird sich die Macht der „vierten Gewalt“, der Presse, auswirken? Wie lässt sich die universelle 

Botschaft der westlichen Demokratie mit ihrer jüngsten Kolonialvergangenheit vereinbaren?  

Heute, 30 Jahre später, scheint sich die Demokratie weltweit in einer Krise zu befinden. Zumindest 

die Demokratie, wie wir sie kannten: Eine Demokratie, die in einem Nationalstaat wirkt, in der die 

Äußerung verschiedener Ansichten und Interessen, zwischen denen gewählte politische Vertreter 

vermitteln können, geachtet wird. Eine Demokratie, in der das Ziel der Politik darin besteht, das 

beste gemeinsame Interesse, nicht das Interesse aller, zu verfolgen.  

Diese Krise kann für die Europäische Union nicht folgenlos bleiben, denn es fiel ihr schon immer 

schwer, die Grundsätze der klassischen Demokratie auf ihren organisatorischen Aufbau zu 

übertragen, bei dem die Entfernung zwischen den Verwaltungsorganen und den Bürgerinnen und 

Bürgern naturgemäß größer ist als in einem Nationalstaat, ganz zu schweigen in einer Region oder 

lokalen Gemeinschaft. Was in den Sitzungen der EU in Brüssel, Luxemburg oder Straßburg geschieht, 

ist für viele Menschen schwieriger zu verstehen als die Vorgänge in ihren eigenen Ländern.  

Was ist also geschehen? Um diese Frage zu verstehen, müssen wir die Symptome betrachten, an 

denen sich die Krise der Demokratie und die möglichen Ursachen zeigen. Der Unterschied ist dabei 

nicht immer klar. Es ist manchmal schwierig festzustellen, ob etwas eine Ursache oder ein Symptom 
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ist, und manche Symptome können wiederum zu Ursachen werden. Wir sollten hinzufügen, dass die 

Krise der Demokratie auf der Welt und sogar innerhalb der EU verschiedene Gestalten und Formen 

annimmt. Jede unglückliche Gemeinschaft ist auf ihre eigene Weise unglücklich. Es gibt jedoch 

allgemeine grundlegende Trends, die weithin als Nährboden für die Krise anerkannt werden.  

1.2.1 Symptome 

Die Krise der liberalen repräsentativen Demokratie wird zuallererst in einer Reihe leicht zu 

beobachtender und zu messender faktischer Entwicklungen offenbar:  

1. Die Wahlbeteiligung geht allgemein zurück. Dies gilt selbst für Europa, wo sie traditionell 

höher ist als zum Beispiel in den Vereinigten Staaten. Ohne Frage trifft es auf die Wahlen 

zum Europäischen Parlament zu, selbst wenn die Beteiligung 2019 leicht angestiegen ist. 

Besonders gering ist die Wahlbeteiligung in Mittel- und Osteuropa, wo es erst seit 

vergleichsweise kurzer Zeit freie und faire Wahlen gibt. Viele junge Menschen sind der 

Ansicht, dass ihnen die politische Elite nicht genügend Raum für eine Beteiligung an 

Entscheidungsprozessen lässt und dass ihre Meinung nicht ernsthaft berücksichtigt wird. Es 

könnte argumentiert werden, dass die Wahlberechtigten es nicht für nötig halten zu wählen, 

weil sie insgesamt mit den Entwicklungen zufrieden sind. Der wahrscheinlichere Grund ist, 

abgesehen von einfacher „Wahlmüdigkeit“, eine wachsende Unzufriedenheit mit dem 

Verfahren und das Gefühl, dass „ich mit meiner Stimme nichts mehr ausrichten kann“. Daher 

die Forderung nach „direkter Demokratie“, z.  B. in Form von Referenden.  

2. Die politische Landschaft ist zunehmend zersplittert und unbeständig. Die Zahl der Parteien 

nimmt zu, ständig werden neue Parteien gegründet und verschwinden dann wieder. Die 

traditionellen Volksparteien haben Schwierigkeiten, und ihr Stimmenanteil wird immer 

kleiner. 

3. Die Unzufriedenheit mit der Funktionsweise der Demokratie hat ein wachsendes Misstrauen 

in die gewählten Institutionen und manchmal auch Forderungen nach direkter Demokratie 

zur Folge. Was die Abläufe und den Bezug zur repräsentativen Demokratie betrifft, sind 

Bürgerbefragungen nicht immer optimal gestaltet, sodass dadurch aufseiten der Bürgerinnen 

und Bürger Verdrossenheit ausgelöst werden kann, wenn sie keine direkte Reaktion auf ihre 

Vorschläge und Sorgen feststellen. Dadurch kommt es wiederum zu Protestbewegungen, 

Demonstrationen und manchmal auch zu Gewalt auf den Straßen. Besonders auffällig ist in 

dieser Hinsicht die Bewegung der Gelbwesten in Frankreich. Wie bei anderen Bewegungen 

dieser Art ist hier ein wesentliches Element die Rebellion gegen die Eliten. Um es mit den 

Begriffen von David Goodhart zu sagen, beobachten wir einen Gegensatz zwischen den 

Überall-Menschen, die sich mit ihren Abschlüssen und Qualifikationen überall wohlfühlen, 

und den Irgendwo-Menschen, die fest in ihrem Heimatmilieu verwurzelt und weder willens 

noch in der Lage sind, „global zu agieren“. In vielen Ländern kommt aufgrund der 

wachsenden Komplexität der Welt wieder die Forderung nach einem „starken Staat“ und 

einem „starken Mann“ auf, die die Welt wieder an den Werten der „schweigenden 

Mehrheit“ ausrichten. Ein Zeichen der Zeit ist die Forderung mancher Menschen, das 

Adjektiv „liberal“ aus dem Begriff „liberale Demokratie“ zu streichen. 
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4. Krastev fasst in After Europe die verschiedenen hier beschriebenen Aspekte anhand von drei 

Paradoxa zusammen, die wir zu diesem Zeitpunkt lediglich erwähnen, ohne sie näher zu 

erläutern: 

● Das mitteleuropäische Paradox: Anstatt einen positiven „Brüssel-Effekt“ auszumachen, 

beobachten wir in manchen Ländern einen zunehmenden „Illiberalismus“ und die 

Forderung nach der Rückkehr zu traditionellen Werten auf der Grundlage der 

traditionellen Familie und des „Christentums“. Und wir beobachten, wie 

europafreundliche Wähler europaskeptische Regierungen wählen.  

● Mit dem westeuropäischen Paradoxon wird eine Situation beschrieben, in der viele 

Menschen nach Demokratie rufen, jedoch ohne sich – sei es als Kandidat oder als Wähler 

–aktiv an Wahlen bzw. Institutionen zu beteiligen oder die Grundsätze der Demokratie zu 

akzeptieren.  

● Im Brüsseler Paradoxon wird eine wachsende Ablehnung des Leistungsprinzips offenbar, 

der ein wichtiges Kernelement unserer liberalen Demokratien ist und der sich am 

europäischen öffentlichen Dienst veranschaulichen lässt, in den Bewerber nur 

aufgenommen werden, wenn sie die äußerst schwierigen Zugangsprüfungen bestehen. 

Die Ablehnung könnte aber auch mit einer nicht zufriedenstellenden Anwendung des 

Leistungsprinzips zusammenhängen. 

Gleichzeitig beobachten wir eine Reihe von Verhaltensmerkmalen, die sich ausbreiten. 

Geisteshaltungen unterliegen einem Entwicklungsprozess, und so hat die Krise der Demokratie auch 

eine anthropologische Dimension.  

1. Auf der Ebene der Einzelnen scheint es einen Verfall des Anstands, der Dialogbereitschaft 

und der Toleranz zu geben, der sich nicht nur in den neuen sozialen Medien bemerkbar 

macht, sondern auch noch durch Polarisierung begünstigende Algorithmen verstärkt wird. 

Sicher ist, dass die Qualität der demokratischen Debatte, für die Kompromisse, die Achtung 

von Minderheitenrechten und die Akzeptanz der Vermittlung auf politischer Ebene 

erforderlich sind, durch den neuen Ton und die neue „Diskussionsweise“ herabgesenkt wird.  

2. Damit verbunden beobachten wir eine Verwandlung der Bürgerinnen und Bürger in 

Konsumenten von Rechten und Diensten, die von der Suche nach einer gemeinsamen Vision 

und gemeinsamen Zielen losgelöst sind. Von vielen wird der Staat nicht mehr als der Rahmen 

für den Ausgleich von gegensätzlichen Interessen gesehen, sondern als die Maschine, von 

der individuelle oder „gemeinschaftsbezogene“ Bedürfnisse erfüllt werden müssen. In 

Phänomenen wie der sogenannten Woke-Kultur schlägt sich ein Trend nieder, „die Dinge in 

die eigene Hand zu nehmen“ und empfundene Kränkungen selbst zu vergelten, indem die 

schuldige Partei mundtot gemacht wird.  

3. Auf gesellschaftlicher und politischer Ebene gibt es die besorgniserregende Tendenz, dass, 

wie Levitzky und Ziblatt in Wie Demokratien sterben: Und was wir dagegen tun können 

sagen, mit „harten Bandagen gekämpft“ wird: Die gesetzlich verankerten Rechte werden 

rücksichtslos bis zum Äußersten eingefordert, unabhängig davon, welche Folgen das für 

andere hat. Eine gut funktionierende repräsentative Demokratie erfordert „gegenseitige 

Duldung“ und „institutionelle Nachsicht“, die als Stützen gegen den Zerfall einer 
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gemeinsamen Vision und der Suche nach Kompromissen wirken. Ein besorgniserregendes 

Symptom dafür sind die gewaltsamen Proteste gegen die COVID-19-Maßnahmen. 

4. Es gibt ein weiteres ähnliches Phänomen, das Van Reybrouck in Gegen Wahlen: Warum 

Abstimmen nicht demokratisch ist beschreibt. Dieses hat damit zu tun, wie das Spiel der 

Demokratie heute abläuft: Wahlkampagnen werden vom Geld beherrscht, es wird künstlich 

polarisiert, um die Gegenseite zu verteufeln, es wird ununterbrochen manipuliert, es 

herrscht Medienrummel um Imagefragen, es wird gestichelt und kurzfristig gedacht, eine 

politische Kaste von Vollzeitpolitikern ist entstanden, es herrscht das Gefühl, dass junge 

aufstrebende Politiker ausgeschlossen werden, es besteht eine wachsenden Diskrepanz 

zwischen den Qualitäten, die erforderlich sind, um gewählt zu werden, und den Qualitäten, 

die erforderlich sind, um ein Land zu führen. Natürlich ist dieses Phänomen nicht neu. Wie 

schon Mark Twain sagte: „Möchten wir erfahren, was die Menschheit im Grunde genommen 

ist, so müssen wir sie nur in Wahlzeiten beobachten.“ Was würde er wohl heute sagen? Van 

Reybrouck stellt die These auf, dass alles das in der übermäßigen Betonung der Wahlen als 

zentrales Element der Demokratie begründet ist: „Wir sind dabei, unsere Demokratie zu 

zerstören, indem wir sie auf Wahlen reduzieren…“ 

1.2.2 Ursachen 

Worin liegt diese Situation begründet? Es gibt zwar keine definitive Erklärung, wir können aber 

versuchen, eine Reihe wichtiger Faktoren zu bestimmen.  

1. Bei einem Treffen mit Präsident Santer sprach Helmut Kohl 1995 von der allmählichen 

Schwächung gesellschaftlicher Strukturen, wie etwa der politischen Parteien, insbesondere 

der großen Volksparteien, der Kirchen und der Gewerkschaften. „Wenn sie 

zusammenbrechen, dann haben wir ein echtes Demokratieproblem“, fügte er hinzu.  Kohls 

Worte waren eine Vorwarnung, wie sich an den heutigen Entwicklungen zeigt. Der Vorteil 

dieser Strukturen besteht darin, dass sie eine Art von Filter und Diskussionsforen für 

gegensätzliche Anforderungen und Interessen sind. Ebenso wird dadurch ein Mindestmaß an 

Stabilität und Unterstützung für das Funktionieren der Demokratie und der Gesellschaft 

geboten. Diesen Umstand heben auch Levitzky und Ziblatt nachdrücklich hervor. In den USA 

fanden die Demokraten und Republikaner nach dem Bürgerkrieg im Hinblick auf zentrale 

Themen eine gemeinsame Grundlage und wirkten als Filter, um Extremisten in den eigenen 

Reihen unter Kontrolle zu halten.8  

2. Eine der Ursachen des Problems, mit dem wir es zu tun haben, liegt mit Gewissheit in den 

sozioökonomischen Veränderungen, die seit den 60er-Jahren des 20. Jahrhunderts in den 

Ländern des Westens stattgefunden haben. Mit der Ölkrise, der Krise des Wohlfahrtsstaats, 

dem Aufkommen des Neoliberalismus und der Globalisierung sind neue Herausforderungen 

aufgekommen. Es besteht offenbar eine wachsende Unruhe und Unzufriedenheit unter den 

Wählern, die – häufig ausgehend von großen Versprechungen und zunehmenden 

sektorbezogenen Anforderungen – kurzfristige Lösungen verlangen 

                                                             
8 Leider basierte diese gegenseitige Verständigung auf der Entmündigung der Schwarzen in den Südstaaten. Diese 

Verständigung begann etwa zu der Zeit zu bröckeln, zu der Präsident Johnson sein Great-Society-Programm durchset zt e , 

mit dem die politische Landschaft radikal verändert wurde u nd das eine zunehmende Polarisierung zwischen den 

Demokraten, die den Süden verloren, und einer immer stärker rechtsgerichteten republikanischen Partei zur Folge hatte.  



18 

3. Die Globalisierung ist eine Realität und hatte zahlreiche positive Auswirkungen: Freizügigkeit 

dank niedrigerer Flugpreise, wachsender Handel, neue Chancen, eine neue Mittelklasse in 

den Entwicklungsländern. Ebenso hatte sie aber auch viele negative Folgen, zumindest für 

Teile der Gesellschaft und für schwächere Länder. Durch die wachsende Ungleichheit in den 

Gesellschaften, die in zahlreichen Studien dokumentiert wurde, manchmal aber auch nur 

durch die bloße Wahrnehmung wachsender Ungleichheit, wurden die Gesellschaften 

gespalten, und aufseiten der weniger begünstigten Klassen, einschließlich einer zum Kampf 

entschlossenen Mittelklasse, kam Unmut auf. Ein erwähnenswerter Umstand ist, dass in den 

frühen Anfängen der liberalen Demokratie ihre gewählten Vertreter 5 % des BIP umverteilen 

konnten. Heute sind es über 50 % des BIP. Die Menschen sind also noch unglücklicher damit, 

was sie als eine ungerechte Umverteilung empfinden.  

4. Ein Ergebnis ist auch die zunehmende Ablehnung der Eliten, die die großen Nutznießer 

offener Grenzen und einer globalisierten Welt sind. Durch die Globalisierung sind Ängste 

aufgekommen, entmündigt zu werden und die eigene „Identität“ oder Autonomie zu 

verlieren. Die Demokratie wirkt in Nationalstaaten. Was aber, wenn der Eindruck entsteht, 

dass diese nicht mehr in der Lage sind, die Angelegenheiten zu regeln, Entscheidungen zu 

treffen, die Wirtschaft nach eigenem Ermessen zu lenken?  

5. Diese Entwicklungen werden gewiss durch die digitale Revolution und den Aufstieg der 

neuen sozialen Medien beschleunigt. Einzelne haben damit die Möglichkeit, direkt zu 

kommunizieren und ihren Ärger und ihren Frust ohne Filter oder Hindernisse mitzuteilen.  

Ebenso haben Menschen in jeder Weltregion dadurch die Möglichkeit zu sehen, wie andere 

leben. Darüber hinaus wird damit die Verbreitung von Falschmeldungen und Zwietracht 

säenden Botschaften erleichtert und somit die Manipulation des demokratischen Prozesses, 

wie es an dem Skandal um Cambridge Analytica zu beobachten war.  

1.2.3 Lösungen 

Aus dieser Analyse lassen sich schwer pauschale Schlussfolgerungen ziehen.  Bereits an dieser Stelle 

würden wir allerdings vor, wie man sie nennen könnte, falschen guten Lösungen warnen. Wie 

Einstein einst sagte: „Für jedes Problem gibt es eine Lösung, die einfach, klar und falsch ist.“  

Zu diesem Zeitpunkt möchten wir nur einige davon mit den zugehörigen grob vereinfachenden 

Parolen nennen: 

• Direkte Demokratie („Die repräsentative Demokratie ist schuld.“) 

• Die technokratische Versuchung („Die Demokratie ist schuld.“) 

• Populismus („Die Eliten und ihre politischen Vertreter sind schuld.“) 

• Illiberale Demokratie („Die Opposition und die Minderheiten sind schuld.“) 

Außerdem müssen wir uns über die Erscheinungen der Woke-Kultur mit ihrer Parole „Es ist die 

schuld der anderen, die zum Schweigen gebracht werden müssen“ im Klaren sein. Auch diese können 

als grob vereinfachend charakterisiert werden. 

Wenn sich aus der Analyse ein etwas düsteres Bild ergibt, dann liegt das daran, dass wir uns 

ausschließlich mit den Makeln und Schwächen unseres Systems und beunruhigenden Tendenzen 
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befasst haben. Dies ist die Voraussetzung, um die richtigen Fragen zu stellen und schließlich 

Maßnahmen zu empfehlen, um unsere Demokratie zu reformieren und an die moderne Welt 

anzupassen.  

1.3 Herausforderungen bei der Erfüllung der Erwartungen der 

Menschen 

Demokratie wird akzeptiert, wenn die Hoheitsgewalt und die höchste Macht im Sinne der Menschen 

wirken (Input-Demokratie) und wenn damit Ergebnisse für diese Menschen erzielt werden (Output-

Demokratie). Die Ergebnisse können greifbar oder nicht greifbar sein.  

1.3.1 Nicht greifbare Ergebnisse  

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten von der Demokratie Freiheit, Beteiligung, Vertretung  und 

Gleichheit – gleiche Rechte – für alle. Der Ausgangspunkt einer demokratischen Gesellschaft sind die 

verschiedenen Wünsche der Bürgerinnen und Bürger, und wir vertrauen darauf, dass sich mit ihr auf 

eine möglichst integrative Weise Einigungen erzielen lassen. Demokratische Gesellschaften müssen 

Systeme der Zusammenarbeit sein. 

Von der Regierung wird zudem erwartet, dass sie sich an die Rechtsstaatlichkeit hält, im Einklang mit 

den Wünschen der Mehrheit und unter Achtung der Interessen von Minderheiten Entscheidungen 

über das Allgemeinwohl trifft, den Vertretern der Bürgerinnen und Bürger gegenüber stets 

rechenschaftspflichtig ist und sich regelmäßig von ihnen bestätigen lässt bzw. friedlich die Macht 

übergibt, wenn die Wähler das Vertrauen verlieren. 

In Europa wurden die Garantien der Freiheit, der Achtung der individuellen Rechte und der 

Gleichheit bei der politischen Beteiligung, die in einem demokratischen System dazugehören, zudem 

an die Bereitstellung der – im weitesten Sinne menschlichen – Sicherheit und an die Erwartung von 

Fortschritten auf dem Gebiet der sozialen Gleichheit geknüpft.  

Was die Ergebnisse, die wir von unseren Demokratien einfordern, betrifft, können wir die Frage 

stellen, ob die Europäische Union den Schutz ihrer Bürgerinnen und Bürger erhöht. Unter diesem 

Schutz verstehen wir die Verteidigung ihrer Freiheiten in einem Rahmen zur Garantie der 

menschlichen Sicherheit und untersuchen, ob damit das soziale Wohlergehen gefördert wird oder ob 

damit im Gegenteil die nationalen Rahmen zerstört werden, ohne dass damit stabilere geschaffen 

werden. Und wir können einige Fragen darüber stellen, wie (und ob) die EU dazu beitragen kann, die 

Spannungen in Verbindung mit der Vorstellung, dass die Hoheitsgewalt heute sowohl innerhalb von 

Staaten als auch auf weltweiter Ebene leidet, aufzulösen und wie sie dazu beitragen kann, die 

Fähigkeit zu Entscheidungen über das Allgemeinwohl in einer globalisierten Welt zu stärken.  

1.3.2 Greifbare Ergebnisse 

Die Ergebnisse sind greifbar, wenn durch das politisches System Chancen eröffnet werden, z. B. für 

die Entwicklung, materiellen Fortschritt und das Streben nach Glück.  
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Sozialschutz und Gleichheit unter allen Bürgerinnen und Bürgern waren ursprünglich in den 

Anfängen keine grundlegenden Bestandteile der liberalen Demokratie, aber vor allem in Europa 

wurden sie seit der Nachkriegszeit untrennbar damit verknüpft. Wie allerdings aus qualitativen Daten 

und der Forschung hervorgeht, werden der Schutz und der soziale Zusammenhalt in der öffentlichen 

Wahrnehmung seit langer Zeit immer unbedeutender, was durch die große Rezession 2008 

verschärft wurde. In diesem Zusammenhang ist wichtig, dass die EU vielmehr als Vertreterin der 

Globalisierung als ein Schutzschild gegen ihre Risiken gesehen wird. Sie muss Mittel und Wege 

finden, dieses Bild zu korrigieren. 

Obwohl sich die EU formell im weitesten – und schwächsten – Sinne nach dem „europäischen 

Sozialmodell richtet, wird ihr dessen Verteidigung nicht konkret zugute gehalten. Die 

Ungleichgewichte zwischen Wirtschaftspolitik und Binnenmarkt der Gemeinschaft auf der einen Seite 

und Arbeitsmärkten und nationalen Sozialschutzsystemen auf der anderen Seite sind dramatisch. 

Hinzu kommt das Bewusstsein, dass in einer globalen Wirtschaft ein Wettbewerb mit Akteuren 

besteht, für die die soziale Dimension kein Faktor ist, der berücksichtigt werden müsste. Alle 

Bürgerinnen und Bürger können beobachten, wie private Akteure (und Staaten) auf eine Weise, die 

in der EU schlicht ungesetzlich wäre, riesige finanzielle Mittel angehäuft und sich damit auch die 

Macht verschafft haben, wirtschaftliche Trends zu bestimmen und neue Bedingungen für den 

Arbeitsmarkt vorzugeben. Diktaturen und Staaten mit beklagenswert niedrigen ethischen Standards 

investieren solche Mittel zum Teil auch in Bereiche mit hohem Symbolcharakter wie Kultur und 

Sport.  

Für die Herausforderung, die Globalisierung zu beherrschen und unsere relative Position in der 

multipolaren Welt zu verbessern, ist eine größere Stärke erforderlich.  Die Übertragung von 

Zuständigkeiten und Kompetenzen an die EU-Ebene muss garantiert sein, wenn nur auf dieser 

Ebene Ergebnisse erzielt werden können oder wenn (im Rahmen der geteilten Zuständigkeit) 

zusätzliche Maßnahmen auf EU-Ebene erforderlich sind, um die vereinbarten Ziele zu erreichen . 

Würden alle in den Verträgen vorgesehenen Mittel – und das sind nicht wenige – angewandt, wären 

bedeutende Fortschritte möglich. Die vor Kurzem angenommene europäische Säule sozialer Rechte 

für alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ist der erste Schritt in diese Richtung. Der 

Umweltschutz und die Bekämpfung des Klimawandels gehören zu den großen Erfolgsgeschichten der 

EU. Für die Bekämpfung der Erderwärmung sind jedoch auf allen Ebenen noch größere gemeinsame 

Anstrengungen als bei jeder anderen ökologischen Herausforderung erforderlich. Außerdem ergeben 

sich dadurch weitere Herausforderungen für unsere demokratischen Prozesse, von den 

erforderlichen Anstrengungen im Rest der Welt ganz zu schweigen. 

Zum ersten Mal in diesem Jahrhundert könnte sich durch eine tiefgreifende Krise, die COVID-19-

Pandemie, die Möglichkeit ergeben, voranzukommen. Die interne Solidarität wurde auf 

internationaler Ebene gestärkt, die gemeinsame Steuerung des Zugangs zu Impfstoffen kann zu einer 

Erfolgsgeschichte werden. Die wirtschaftlichen Entscheidungen zur Stützung der Erholung sind 

beispiellos – im Hinblick auf den Umfang, aber auch aus institutioneller und politischer Sicht. Mit der 

digitalen und grünen Agenda fördert die Union strategisch einen qualitativen Sprung hin zu einem 

Modell der nachhaltigen Entwicklung, das mit den Zielen für nachhaltige Entwicklung der Vereinten 

Nationen in Einklang steht. Dadurch verbessert sie die Sicherheit der Menschen und steigert somit 

potenziell die Legitimität des aus mehreren Ebenen bestehenden europäischen Modells. Derzeit wird 

die internationale Dimension einer solchen Agenda festgelegt, sowohl auf politischer Ebene als auch 
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durch die Bereitstellung des Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und 

internationale Zusammenarbeit (NDICI/Europa in der Welt).  

Es ist noch zu früh, um von Auswirkungen und Ergebnissen zu sprechen. Mit einem Erfolg würde 

deutlich zur Stärkung der Kapazität unseres demokratischen Systems beigetragen, um in der 

globalisierten Welt ein besseres Allgemeinwohl zu erreichen, während durch ein Scheitern die 

Glaubwürdigkeit der Union ernsthaft gefährdet würde.  

Um erfolgreich zu sein, müssen die Auswirkungen der im Sinne sozialer Gerechtigkeit 

vorgeschlagenen Maßnahmen eine zentrale Überlegung sein. Dies ist jedoch bisher das schwächste 

Glied der Kette.  

Durch die Verbesserung der Multi-Level-Governance in der Europäischen Union könnte sie als 

demokratisches System gestärkt werden. Die Governance hat bestimmte Funktionen: Es lassen sich 

dadurch Netzwerke erweitern und (aktiv) stärken. So können die Kosten für die Beteiligung gesenkt 

und die EU-Demokratie gefördert werden. Das Subsidiaritätsprinzip muss sowohl nach unten als 

auch nach oben funktionieren, damit die Ergebnisse erzielt werden, die wir von einer Demokratie 

dieser Art erwarten. Die europäische Demokratie wird daran gemessen werden, ob das Versprechen 

nachhaltiger und gerechter Entwicklung, einschließlich des Sozialschutzes, in einer globalisierten 

Welt erfüllt wird.  

1.4 Digitale Herausforderungen 

Wie jedes andere System, an dem Menschen beteiligt sind, hängen Demokratien sehr stark von der 

Fähigkeit zu kommunizieren ab. Die vergangenen Fortschritte in der Kommunikationstechnologie 

hatten wichtige Folgen für die Art und Weise, wie menschliche Gesellschaften organisiert sind. Mit 

den Papier-, Presse- und Massenmedien wurde dazu beigetragen, dass sich die Demokratie 

ausbildete und funktionierte. Das ist auch heute der Fall: Mit dem Internet werden heute radikal 

andere Arten der Kommunikation geboten, wodurch neue Herausforderungen für unsere 

demokratischen Systeme entstehen.  

1.4.1 Zustimmung herstellen 

Der Zweck eines politischen Systems besteht darin, das friedliche, freiwillige Zusammenwirken einer 

Gruppe (die durch internen Zusammenhalt und gemeinsame Interessen gekennzeichnet ist) zu 

ermöglichen, wobei möglichst viel menschliches Potenzial darauf zu richten ist, dass die 

Gemeinschaft gedeiht und möglichst wenige Menschen unbeschäftigt oder mit nicht produktiver 

Arbeit befasst sind. Unbeschäftigt sind Personen, deren Fähigkeiten und Talente nicht genutzt 

werden. Nicht produktive Tätigkeiten sind Zwangsausübung, interne Konflikte, notwendige und 

wichtige Konfliktunterdrückung (z. B. Polizeiarbeit) sowie notwendige und wichtige Konfliktlösung 

(z. B. Justizsystem). 

Bis in jüngste Zeit bestanden die wichtigsten Ergebnisse des menschlichen Zusammenwirkens in 

materiellen Dingen, die aus Tätigkeiten in Verbindung mit der Nahrungsmittel- und 

Kraftstoffproduktion sowie der Fertigung von Waren hervorgingen. Die Gesellschaften wurden 

darauf ausgerichtet, die Produktivität bei diesen Tätigkeiten zu maximieren, und es wurden 
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Institutionen geschaffen – wie Gruppen, Stämme, Dörfer, Stadtstaaten, Kaiserreiche, Nationalstaaten 

und Staatenbündnisse –, um das freiwillige Zusammenwirken zu ermöglichen und so diese Ziele zu 

erreichen. Eine dieser Institutionen ist die Demokratie. Mit ihr wird dazu beigetragen, die Ziele zu 

erreichen, sofern ihre drei Aufgaben erfüllt sind: Sicherstellung einer Reihe von Werten, 

Sicherstellung der Organisation und des Funktionierens der politischen Macht und Erfüllung der 

Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger.  

Alle diese Institutionen wurden mithilfe der Kommunikation – durch die Weitergabe oder den 

Austausch von Informationen – integriert, koordiniert und regiert. Mythen, Legenden, Religion und 

Kultur enthalten die Informationen, die als Werte in eine Gesellschaft integriert werden. Durch 

Gepflogenheiten, Kalender und direkte Kommunikation ist es möglich, die Tätigkeiten in einer 

Gesellschaft zu koordinieren. Gesetze, Dekrete und Entscheidungen enthalten die Informationen, um 

eine Gesellschaft zu regieren.  

Aus diesem Grund haben Innovationen bei den Kommunikationsmitteln Auswirkungen auf die von 

den Menschen errichteten Institutionen , sowohl was die Größe als auch die Art der Institutionen 

betrifft. Die intellektuelle Revolution im alten Griechenland wäre nicht möglich gewesen, wären 

Vorgängergenerationen nicht in der Lage gewesen, ihre Ideen niederzuschreiben, sodass die 

nächsten darauf aufbauen konnten. Das Römische Reich wäre nicht möglich gewesen, hätte es nicht 

ein Straßennetz gegeben, mit dem nicht nur rasche Truppenbewegungen und Getreidetransporte 

möglich waren, sondern auch Geld, Nachrichten, Handelsinformationen, das Evangelium und 

natürlich Befehle verbreitet werden konnten. Gutenberg lieferte mit dem Buchdruck die Technik für 

eine umfangreichere Demokratisierung.  

Die Demokratie ist eine sehr effiziente Methode für die Organisation einer Gesellschaft, da damit 

eine Zustimmung, regiert zu werden, geschaffen wird und so der erforderliche Mehraufwand für den 

Einsatz von Zwang minimiert wird. Zustimmung erfordert Kommunikation – um die Regierung über 

die Anliegen und Probleme der Regierten zu informieren, die Regierten über die Ideen, Pläne und 

Entscheidungen der Regierenden zu informieren und um die Beteiligung an Entscheidungsprozessen 

zu ermöglichen. Wie in der Informationstheorie sehr deutlich gemacht wird, wird die Kommunikation 

durch gemeinsame Werte, Kontexte und Anliegen einfacher. Wenn mehr Menschen besser 

informiert sind, ist eine größere Gehirnleistung nutzbar. Allerdings kann durch Informationen und 

Kommunikation auch Dissens entstehen und verstärkt werden. Deshalb sind freie und offene 

Erörterungen wichtig, um die verschiedenen Ideen und Ansichten gegenüberzustellen, zumal in 

Gesellschaften mit einem hohen Maß an Kommunikation.9 

Aufgrund ihrer weniger weit entwickelten Formen der Informationstechnologie waren frühe 

demokratische Prozesse auf kleine Gemeinschaften und Gruppen beschränkt – z. B. wenn es um die 

Entscheidung ging, welcher Handwerker einer Gilde vorstehen sollte. Mit der Erfindung günstigen 

Papiers und der Druckerpresse wurde die Regierungsstruktur dann erstmals auf belastbare 

Unterlagen wie schriftlich fixierte Entscheidungen, transparente Protokolle usw. gegründet. 

Hierarchien in repräsentativen Demokratien beruhten fortan auf zuverlässiger Kommunikation 

zwischen verschiedenen Ebenen. Zudem waren die Menschen dadurch besser informiert, und der 

gemeinsame Kontext sowie das gemeinsame Anliegen konnten allgemeingültiger bestimmt werden, 

                                                             
9 Habermas spricht hier von „Diskurstheorie der Demokratie“ – https://doi.org/10.1017/UPO9781844654741.008  

https://doi.org/10.1017/UPO9781844654741.008
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als es mit mündlichen Mitteln möglich gewesen wäre. Darüber hinaus konnten die Menschen durch 

schriftliche Gesetze und Kodizes (über allgemeine Angelegenheiten), Bücher (über Allgemeinwissen) 

und Zeitungen (über aktuelle Angelegenheiten) informiert werden. Erst nachdem Papier und 

Druckerpresse allgemein verfügbar geworden waren, begannen sich die politischen Systeme in 

Europa von mittelalterlichen, aristokratischen, feudalen, hierarchischen zu weitreichenden 

demokratischen Systemen zu wandeln. 

Für die Demokratie ist eine gute vertikale Kommunikation erforderlich – zwischen den Regierten, den 

Regierenden und den dazwischen liegenden Ebenen. Außerdem ist in der Demokratie eine gute 

horizontale Kommunikation zwischen allen Mitgliedern der Gesellschaft notwendig, um einen 

gemeinsamen Kontext und ein gemeinsames Anliegen zu bestimmen. Mit den Technologien auf der 

Grundlage von Papier, Druckerpresse und traditionellem Rundfunk wurden beide Dimensionen 

erfasst. 

Anfangs nahm man an, dass dieser Demokratisierungsprozess durch das Internet verstärkt würde. Als 

in der Hippie-Atmosphäre im Süden Kaliforniens mit seiner Entwicklung begonnen wurde, schien 

dadurch eine Tech-Utopie in Reichweite zu kommen, in der gut informierte und gut angebundene 

Bürgerinnen und Bürger die Technologie nutzen könnten, um die Demokratie direkter zu gestalten, 

besser untereinander sowie mit ihren Vertretern zu kommunizieren und ihre Wünsche direkter zu 

äußern. Einiges davon wurde durch das Internet tatsächlich eingelöst: Die Bürgerinnen und Bürger 

können sich weitaus besser informieren, viel einfacher miteinander in Kontakt treten und viel 

fundiertere Entscheidungen treffen. Aber das anfängliche Versprechen einer Tech-Utopie wurde 

eigentlich nicht erfüllt. 

1.4.2 Die Demokratie im Papierzeitalter 

Papier und Druckerpressen waren rar. Durch den knappen Zugang zur Kommunikation  wurde auf 

der einen Seite die Qualität und auf der anderen Seite der Zusammenhalt gefördert. Nicht alle 

konnten Bücher veröffentlichen oder sich Sendezeit im Fernsehen sichern. Dies war wenigen 

vorbehalten – idealerweise der Elite. Durch ein System von Gatekeepern – den Herausgebern – 

wurde dafür gesorgt, dass manche Ideen gedruckt wurden, andere dagegen nicht. Eine Person 

mochte eine Stimme haben, aber nicht jede Person war in der Position, dieser Stimme Nachdruck zu 

verleihen. Durch die Knappheit – die Anzahl der Zeitungen, Fernsehsender und Radiosender war 

begrenzt – wurde außerdem ein Beitrag zum Zusammenhalt geleistet. Erst durch die Massenmedien 

konnten ein gemeinsames Anliegen und ein gemeinsamer Kontext hergestellt werden – die ganze 

Nation sah dieselben Fernsehnachrichten und hatte in etwa dieselbe Vorstellung von der 

allgemeinen Lage. 

Informationen und Kommunikation sind eine notwendige, jedoch keine ausreichende Bedingung , 

um eine Demokratie zu begründen. Denn durch die zentrale Nutzung der Informationstechnologie 

können zentralistische, nicht demokratische Regime auch ihre Macht ausbauen, jedenfalls solange 

die Stärken der Technologie nicht „den Menschen“ zur Verfügung stehen bzw. solange „die 

Menschen“ nicht bereit sind, diese zu nutzen. Diese Bereitschaft kann je nach Kultur allerdings 

unterschiedlich hoch sein. In individualistischen Gesellschaften wie den westlichen ist sie stärker 

ausgeprägt, in kollektivistischeren wie den asiatischen weniger.  
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Durch Kommunikationsknappheit wurde die repräsentative Demokratie aber auch begünstigt. Denn 

unter dieser Gegebenheit konnten die Bürgerinnen und Bürger nur in Ausnahmefällen mit den 

Regierungsebenen kommunizieren, z. B. durch Referenden oder Wahlen. Substanziellere 

Kommunikation war den Vertretern vorbehalten. So wurden Ideen also gefiltert, wobei die Auswahl 

dieser Vertreter hoffentlich nach ihren Leistungen stattfand. 

In einer Demokratie hat jede Person in der Tat eine Stimme, die aber durch Informationen einer eng 

mit der politischen Elite zusammenarbeitenden Medienelite beeinflusst wird. Mit der Zustimmung 

der Menschen und ausgehend von der Entscheidung der Menschen wurde die Demokratie in 

Wirklichkeit von einer Allianz der intellektuellen und politischen Eliten angeführt. Demokratien 

erstreckten sich auf einen einheitlichen Kommunikationsraum, in dem die Menschen dieselbe 

Sprache hatten und in dem sie dieselben Informationen zur Verfügung hatten. Durch diese Faktoren 

bestand insgesamt eine gemeinsame Grundlage für einen Diskurs über die demokratische 

Gemeinschaft. 

Da Menschen und Ideen nach dem Leistungsprinzip ausgewählt wurden, waren Systeme der 

repräsentativen Demokratie möglich, in denen das Volk der Souverän war und doch eine positive 

Auswahl sowohl der regierenden Personen als auch der Ideen stattfand. Durch knappe und 

aufbereitete Kommunikation auf einer beschränkten Anzahl von Kanälen wurde außerdem das 

Modell stabiler und relativ großer politischer Parteien mit Zugang zu einigen Medienkanälen, die 

jeweils eine ähnliche Ideologie vertraten, unterstützt. Ein perfektes und vollständig gerechtes System 

war das aber nicht. 

1.4.3 Die Demokratie im digitalen Zeitalter 

Mit dem Internet wurde die Informations- und Kommunikationsknappheit – bis dahin ein wichtiges 

Element für die positive Auswahl in Demokratien – durch Überfluss ersetzt. Immer noch hat jede 

Person eine Stimme, aber jede Person kann auch einen Fernsehsender (auf YouTube) oder eine 

Zeitung (auf WordPress) haben und Redakteur sein (durch Lektüreempfehlungen auf Facebook). Die 

Symbiose der alten politischen Parteien und der alten Medien gehört ebenso der Vergangenheit an 

wie die Hierarchien und die leistungsbezogene Auswahl, die sich durch den Diskurs in einem 

gemeinsamen Kommunikationsraum entwickelt hatten, und damit ist auch ein System dahin, in dem 

fähigere Menschen das Sagen hatten. Mit einer Ausnahme: Technologieunternehmen verfügen über 

nie dagewesene Macht. 

Mit dem Internet wurden die Kommunikation und der Zugang zu Informationen individualisiert, 

womit weiter zur Zerstörung der Gemeinschaften  – den grundlegenden Bestandteilen von 

Gesellschaften, die größer als Familien sind – beigetragen wurde. Für Einzelne wird es zunehmend 

unwichtiger, in eine wirkliche Gemeinschaft, wie ein Dorf oder die Gewerkschaft einer örtlichen 

Fabrik, eingebunden zu sein, um Hilfe und Unterstützung zu erhalten oder zu leisten. Ferner wurden 

durch das Internet Ungleichheiten zwischen Menschen mit digitaler Kompetenz, hauptsächlich 

jungen Fachkräften aus städtischen Gebieten, und älteren Menschen, häufig in ländlichen Gebieten 

und ohne digitale Kompetenz, hervorgerufen. 

Außerdem werden durch das Internet die Vorstellungen von Entfernung und Lokalität zerstört. 

Früher kommunizierten die Menschen mit anderen aus ihrem Dorf, ihrer Gemeinde, ihrem 
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Stadtbezirk oder ihrer sozialen Klasse. Mit den Massenmedien wurde der Kommunikationsraum auf 

alle, die dieselbe Sprache sprechen, erweitert, wobei mit dem Internet auch diese Begrenzung 

niedergerissen wird. Die Kommunikation mit Menschen auf anderen Kontinenten ist nun ebenso 

einfach wie die Kommunikation mit Menschen im Nachbarhaus. Durch automatisierte und direkte 

Übersetzung ist auch die Sprachbarriere im Schwinden begriffen. 

Abgesehen davon, dass durch das Internet die Medienlandschaft durcheinandergewirbelt wird, sind 

auch die politischen Parteien im Umbruch, die ohnehin schon durch die veränderten 

gesellschaftlichen Strukturen der Industriegesellschaften herausgefordert sind. Auch bei politischen 

Parteien handelt es sich um informationsorientierte Organisationen. Auf der Grundlage von 

Informationen (Rundschreiben, Programme, Reden usw.) werden sie gegründet und funktionieren 

sie. Zu den Symptomen der Krise der politischen Parteien zählen der abnehmende Stimmenanteil der 

traditionellen Parteien (in Verhältniswahlsystemen) und die unkomplizierte Gründung neuer 

Parteien. 

Durch personalisierte Algorithmen (auf der Grundlage weit verbreiteter sowie bereitwillig und rasch 

übernommener Formen der Künstlichen Intelligenz), mit denen der Medien- und Nachrichtenkonsum 

von Einzelnen (häufig nur ein Widerhall von deren eigenen Ansichten) bestimmt wird, droht der 

„öffentlichen“ oder „gemeinsamen“ Sphäre im Sinne von Habermas eine weitere „Balkanisierung“. 

Dieser Trend wird durch eine übermäßige Versorgung mit Informationen verstärkt, durch die 

Probleme bei der Auswahl verlässlicher Quellen entstehen und Verwirrung gestiftet werden könnte.  

Die Leistungseliten, deren Stimme in traditionellen Demokratien mehr galt, sind geschwächt. 

Dagegen ist heute die kleine Gruppe der Leiter großer Internetunternehmen  in der Position, 

Gesellschaften nach ihren eigenen Werten und Überzeugungen zu lenken. Indem sie in Diensten wie 

Facebook, Twitter und YouTube ihre Algorithmen justieren und Newsfeeds aufbereiten oder die 

Suchergebnisse in Google anpassen, können sie Gesellschaften in die Richtung stoßen, die sie für die 

richtige halten. Zumindest in der EU wurden Regelungen eingeführt, um diese Situation abzumildern 

und ihre Macht einzuschränken. Das Gesetz über digitale Dienste und das Gesetz über digitale 

Märkte stellen Schritte in diese Richtung dar. 

Die derzeitige Situation ist nicht neu – Eliten waren schon immer in der Position, die Kultur einer 

Gesellschaft zu formen, indem sie Medienbearbeiter einsetzten oder Werke der Kunst und Kultur 

sponserten. Bis heute handelte es sich bei den Mitgliedern solcher Eliten jedoch um Menschen, die 

fest in die örtlichen Gemeinschaften und das gesellschaftliche Leben von Städten oder Staaten 

eingebunden waren. Die derzeitigen einflussreichen Eliten sind dagegen eine Handvoll 

geschäftstüchtiger Internetmagnaten, die mit ein paar Justierungen des Algorithmus Wahlen und 

politische Maßnahmen beeinflussen können. 

Wenn sich in der Vergangenheit eine radikale Veränderung der Kommunikationsmittel wie etwa in 

der Gutenberg-Revolution vollzog, konnte dies für die vorhandenen Hierarchien und Eliten eine 

Herausforderung darstellen. Aber diese beiden gesellschaftlichen Institutionen verschwanden 

daraufhin nicht, sondern wurden neu geordnet. Die Internetzivilisation muss dagegen noch eine neue 

Infrastruktur für die Demokratie entwickeln und Wege finden, eine leistungsbezogene Hierarchie der 

Ideen und Menschen aufzustellen. Unterdessen muss ein vernünftiger öffentlicher Diskurs gefördert 

werden, indem Qualitätsmedien darin bestärkt werden, Experten und Fakten ein größeres Forum 
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einzuräumen als den Meinungen von Laien. Soziale Medien müssen mit einer professionellen Presse 

mit einer stärkeren Rolle einhergehen. 

 

1.4.4 SWOT-Analyse (Stärke-Schwächen-Analyse) 

Die Kommunikationsinfrastruktur, die demokratischen Gesellschaften traditionell zugrunde lag und 

durch die das Funktionieren der Demokratie ermöglicht wurde, hat sich dramatisch verändert. Dass 

diese Veränderung rückgängig gemacht werden kann, ist unwahrscheinlich. Nachfolgend wird die 

neue Kommunikationsumgebung, die durch die digitale Revolution entstanden ist, analysiert:  

Stärken 

Reichtum an Informationen, Zugang zu Wissen für 
alle 

einfache Kommunikation mit allen 

einfache Messung der öffentlichen Meinung 

keine Schranken für Ideen 

Schwächen 

keine Schranken für die Medien 

keine Vorauswahl durch Vertreter 

Desinformation 

Informationsblasen 

Zerstörung der gemeinsamen Diskursräume 

Atomisierung der Gesellschaft bei Fehlen individueller 
Verantwortung 

Autoritarismus nach dem Vorbild eines „Big Brothers“ 

Chancen 

besser informierte Menschen mit stärkerer 
persönlicher Verantwortung 

direkte Demokratie, E-Referenden, öffentliche 
Konsultationen 

partizipative Staatsführung 

globale Zusammenarbeit und Vernetzung 

Aufbau weltweiter Gemeinschaften 

Gefahren 

Machtkonzentration in wenigen Unternehmen 

Technologie als Instrument für weichen Autoritarismus 

schöne neue Welt 

Nutzung der Technologie zur Förderung der Anarchie  

Verlust des gesellschaftlichen Ausgleichs zwischen der 
öffentlichen und privaten sowie der lokalen und 
globalen Ebene 

 

Den Bürgerinnen und Bürgern stehen durch das Internet mehr Informationen und Wissen zur 

Verfügung als je zuvor. Dadurch werden sie gestärkt, haben aber gleichzeitig den Eindruck, dass diese 

„Stärke“ trügerisch ist und nur auf der Illusion, informiert und kundig zu sein, beruht. Daher besteht 

das Risiko, dass der gemeinsame Diskursraum in einem Nationalstaat durch einen individualisierten 

Informationskonsum und die entstehenden Stämme gleichgesinnter Menschen in sozialen Medien 

ersetzt wird. Ganz anders als in historischen Gemeinschaften entsteht in den „Blasen“ im Internet 

kein Zusammengehörigkeitsgefühl bzw. ein Pflicht- oder Verantwortungsbewusstsein, mit denen eine 

Grundlage für Solidarität und Vertrauen zwischen den Mitgliedern geschaffen würde. Das Vert rauen 
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in solchen Blasen reicht in seiner Gesamtheit nicht als Fundament für größere Gemeinschaften aus. 

Der gemeinsame Kontext ist schwächer, das gemeinsame Anliegen ist weniger ausgeprägt, und die 

Nation oder der Sprachraum sind nicht genau abgegrenzt. Die neuen Hierarchien und Eliten müssen 

sich erst noch ausbilden. 

Wir müssen die Herausforderungen, mit denen wir konfrontiert sind, verstehen. Die nationalen, 

regionalen und lokalen Gemeinschaften, durch die die Werte, die der Demokratie zugrunde liegen, 

gestützt wurden, lösen sich auf. Die Demokratien müssen nun selbst die Werte, auf denen sie 

beruhen, schützen. Aber neben diesen negativeren Folgen des Internet werden auch enorme 

Chancen eröffnet. Durch das Internet wurde die Zusammenarbeit auf so gut wie allen Gebieten, von 

Wissenschaft bis Kunst, verbessert. Wir müssen Wege finden, es auch in der Politik zum Guten 

einzusetzen. 

1.5 Herausforderungen als Chancen 

Es ist klischeehaft, jede Krise als Chance zu bezeichnen, aber im Fall von reagierenden Systemen ist 

das in der Tat berechtigt. Die Demokratie ist ein politisches System, in dem ausdrücklich anerkannt 

wird, dass der Einsatz von Zwang minimiert werden sollte und dass die Regierenden aus dem Volk 

kommen und für das Volk handeln sollten. Die Politik- und Regierungsstrukturen der Demokratie sind 

so ausgelegt, dass im System auf Druck und Herausforderungen reagiert werden kann. Dies hatte zur 

Folge, dass die Demokratie seit ihren Anfängen an Herausforderungen angepasst werden konnte. 

Während einige Grundsätze seit der Glorreichen Revolution in England und der Amerikanischen und 

Französischen Revolution unverändert geblieben sind, unterscheidet sich die heutige Politik 

dramatisch von der Politik, wie sie vor drei- oder vierhundert Jahren war. Dies stimmt optimistisch, 

wenn es um die Frage geht, wie Demokratien an die oben genannten Herausforderungen angepasst 

werden können. Nicht zuletzt mit der Konferenz zur Zukunft Europas wird eine Anstrengung 

unternommen, die Demokratie in Europa zu verbessern und auf diese Herausforderungen zu 

reagieren. 

Insbesondere von der digitalen Herausforderung könnte man annehmen, dass dadurch Lokalität und 

Regionalität obsolet gemacht werden, da mit ihnen die Begriffe von Raum, Entfernung und lokaler 

Gemeinschaft aufgehoben werden. Der Prozess der Individualisierung der westlichen Gesellschaften 

hat allerdings schon früher eingesetzt, und zwar mit der Abwanderung aus Dörfern und Kleinstädten 

in Städte mit unpersönlichen sozialen Diensten anstelle von lokalen Wohltätigkeitsorganisationen, 

Nachbarschaftshilfe und eines größeren familiären Zusammenhalts. Wenn durch die sozialen Medien 

im Internet etwas deutlich wurde, dann dass die Menschen mit anderen kommunizieren müssen, 

soziale Kontakte brauchen. Was die digitale Revolution betrifft, so werden in der Dimension der 

sozialen Medien viele Mängel offenbar. Allerdings sind sie auch ein Beleg dafür, dass den Menschen 

nach wie vor etwas am Kontakt zu anderen liegt. 

An der digitalen Komponente der Konferenz zur Zukunft Europas lässt sich aufzeigen, wie das 

Internet genutzt werden kann, um mit den Menschen in Kontakt zu treten, vertikale Entfernungen 

und Machthierarchien wie auch horizontale, geografische und sprachliche Entfernungen zwischen 

den Menschen in Europa zu überbrücken. Alle Organisationen, vielleicht der AdR besonders, könnten 

auf den Wunsch der Menschen nach Kontakt vertrauen und auf dem hervorragenden Netzwerk der 

lokalen und regionalen Politik eine digitale Gemeinschaft anbieten. Einer der Pioniere der 
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Computerwissenschaft, Marvin Minsky, sagte einmal, dass ein Computer wie eine Geige sei. Es 

kommt darauf an, was der Spieler aus ihr herausholt. Das gilt auch für das Internet, die Staatsführung 

und die Politik. Für unsere Demokratie wird eine neue Internet-basierte Infrastruktur benötigt, die 

aber nicht von allein entsteht. Das ist eine Aufgabe der technologischen und sozialwissenschaftlichen 

Forschung, aber es sind dafür auch praktische Erprobung, politischer Mut und Initiativen wie der 

aktuelle Aktionsplan für Demokratie in Europa erforderlich. 

In diesem Zusammenhang kommt der Bildung eine wichtige Rolle zu, denn das Verständnis von 

Demokratie und ihre Entwicklung müssen durch Forschung und Lehre gefördert werden. 

Insbesondere die Universität ist eine europäische Erfindung, die in der ganzen Welt verbreitet wurde, 

und die Universitäten sind „von ihrem Wesen her“ in dem Sinne europäisch, als dass darin 

europäischer Bürgersinn praktiziert und gelehrt wird. Während der COVID-19-Pandemie haben wir 

jüngst die Grundwerte der Wahrheit und Wissenschaft wiederentdeckt, und den Universitäten 

kommt angesichts der neuen Herausforderungen, die sich für die Demokratie stellen, eine noch 

größere Verantwortung dabei zu, den Versuchen standzuhalten, die fortwährende Suche nach 

Wahrheit, den Wert der Wissenschaft sowie die Bedeutung der Vernunft und der freien 

wissenschaftlichen Forschung zu untergraben. Unsere Zivilisation hängt von diesen Grundwerten ab, 

und Bildung ist eine Möglichkeit, sie zu schützen. 
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2 EUROPÄISCHES AUFBAUWERK: EIN 
ERFOLGREICHES DEMOKRATIE-EXPERIMENT 
VOR NEUEN HERAUSFORDERUNGEN 

2.1 Einleitung 

Im vorangegangenen Kapitel wird die Demokratie im Allgemeinen betrachtet. Nun ist es an der Zeit, 

sich konkret mit der europäischen Demokratie zu befassen. Der Europäischen Union gehören 

demokratische Staaten an. Im Zusammenhang mit der demokratischen Ausrichtung dieser Staaten 

sprechen wir von „Demokratie in Europa“. Auf nationaler Ebene ist in Europa das vorherrschende 

Modell für die demokratische Organisation das parlamentarische System, in dem Regierungen auf 

der Grundlage einer gewählten Mehrheit im Parlament gebildet werden. Gleichzeitig organisieren die 

Mitgliedstaaten die lokale und regionale Demokratie auf unterschiedliche Weise, je nachdem, ob es 

sich um Bundes- oder Zentralstaaten handelt und in welchem Umfang sie regional oder zentralistisch 

ausgerichtet sind. Hier gilt die allgemeine Definition der repräsentativen Demokratie: Darüber, wie 

die Demokratie auf nationaler und subnationaler Ebene organisiert wird, entscheiden die 

Mitgliedstaaten selbst. Da sie aber auch Teil des europäischen Governance-Systems sind, ist die 

Beziehung dieser Ebenen zur EU auch eine Frage des gemeinsamen europäischen Interesses.   

Dabei ist unsere Aufmerksamkeit hauptsächlich darauf gerichtet, wie demokratisch die Europäische 

Union selbst ist, also wie es um die „Demokratie von Europa“ bestellt ist. Um dies zu beurteilen, 

müssen wir die Grundlage und die Entwicklung der EU als Politik- und Governance-System 

betrachten. Der erste Teil dieses Kapitels ist daher der Frage gewidmet, wie mit dem europäischen 

Aufbauwerk, das nach dem Zweiten Weltkrieg eingeleitet wurde, eine neue Art der Betrachtung von 

zwischenstaatlichen Beziehungen eingeführt wurde. Das europäische Aufbauwerk wurde auf den 

Werten und Begriffen der liberalen Demokratie, der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit 

gegründet. Im zweiten Teil betrachten wir die Funktionsweise der EU selbst als eine Art 

„transnationaler Demokratie“ sowie die Herausforderungen, mit denen sie heute konfrontiert ist. 

Zum Abschluss wird dargelegt, dass die EU im Laufe der Jahre ausgehend von ihrem Doppelcharakter 

als einer Union der Staaten und der Menschen ein neues durchdachtes und weltweit einzigartiges 

System der demokratischen Governance entwickelt hat.  

2.2 Das Wesen des Europäischen Aufbauwerks 

2.2.1 Ein neuer Aufbruch nach dem Zweiten Weltkrieg 

Die Europäische Union wurde nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet, um den immer wieder 

aufflammenden Kämpfen zwischen den europäischen Staaten ein Ende zu setzen und das Fundament 

für eine immer engere Union der europäischen Völker, in der die Menschenrechte und die 

Demokratie geachtet werden, sowie für wirtschaftlichen Wohlstand zu schaffen. Die europäischen 

Staaten hatten sich seit Jahrhunderten miteinander im Krieg befunden. Deutschland und Frankreich 

standen sich in einem Zeitraum von 75 Jahren im Deutsch-Französischen Krieg, im Ersten Weltkrieg 



30 

und im Zweiten Weltkrieg gegenüber. Millionen von Menschen starben, begleitet von einer 

ungeheuren Zerstörung von Sachwerten. Mit dem Aufstieg des Stalinismus, Faschismus und 

Nationalsozialismus ging der Sinn für Menschenrechte und Demokratie vollständig verloren. Europa 

wurde zur Bühne für Völkermord. 

Noch bevor der Krieg 1945 mit den Siegen über Deutschland und Japan zu Ende ging, machten sich 

manche Gedanken darüber, wie das Europa aussehen sollte, durch das das bisherige, aus dem 

Katastrophen, Zerstörung und immenses Leid hervorgegangen waren, ersetzt werden sollte. Unter 

diesen Denkern waren auch diejenigen, die sich auf die politischen Ideale der europäischen 

Bewegung stützten, die seit dem 19. Jahrhundert die Vision eines Europas auf der Grundlage einer 

immer engeren Union seiner Völker gefördert hatte. Die Gründungsväter Europas, Schuman,  

Adenauer und De Gasperi, entstammten dieser Bewegung und bekamen nach dem Krieg die 

Gelegenheit, ihre Vision umzusetzen. In ihren Bemühungen wurden sie von dem Franzosen Jean 

Monnet unterstützt, der bei der Umsetzung der Vision der Gründer seine fachliche Kompetenz zur 

Wirkung brachte. Monnet hatte die Idee, zunächst die zur Kriegsführung notwendigen Materialien – 

Kohle, Stahl und Atomkraft – unter die Aufsicht einer supranationalen Behörde zu stellen. Dabei 

handelte es sich um die Vorgängerin der heutigen Europäischen Kommission, die Hohe Behörde, die 

eng mit dem aus Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten zusammengesetzten Ministerrat 

zusammenarbeitete. So kam es Anfang der 50er-Jahre des 20. Jahrhunderts zur Gründung der 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS).  

Anfangs wurden auch radikalere Ideen erörtert, z.  B. die der europäischen Föderalisten wie 

Alexandre Marc und Denis de Rougement, die in der europäischen Einheit einen Aspekt eines 

breiteren revolutionären Wandels der europäischen Gesellschaften im Sinne eines personalistischen 

und radikalen Föderalismus (was sie als Fédéralisme Integral bezeichneten) sahen. Diese wurden von 

den führenden Staatsmännern der damaligen Zeit allerdings als zu revolutionär abgelehnt. Als 1954 

die Europäische Politische Gemeinschaft und die Europäische Verteidigungsgemeinschaft in der 

Französischen Nationalversammlung abgelehnt wurden, wurde damit auch die Idee verworfen, das 

Modell der Vereinigten Staaten von Europa anzustreben. Auf der Konferenz von Messina im Jahr 

1955 wurde der Schwerpunkt auf die wirtschaftliche Integration gelegt, was dazu führte, dass zwei 

Jahre später mit der Unterzeichnung der Römischen Verträge die Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft und EURATOM gegründet wurden. Seitdem ist das Europäische Aufbauwerk 

von unterschwelligen Spannungen zwischen den supranationalen und zwischenstaatlichen 

Komponenten gekennzeichnet. Auf die allmähliche Entwicklung eines neuen europäischen Modells, 

mit dem diese beiden Komponenten kombiniert werden, werden wir noch zurückkommen.  

2.2.2 Eine Integration auf der Grundlage von Werten und Rechtsstaatlichkeit  

Welche Struktur die verschiedenen Protagonisten auch gefördert haben und wie steinig der 

Entwicklungsverlauf des europäischen Aufbauwerks auch gewesen sein mag, das Vorhaben war auf 

mehrere markante Merkmale gegründet, die den europäischen Staaten gemeinsam sind. Dazu 

gehören das Recht und die Philosophie der griechisch-römischen Antike, das jüdisch-christliche 

Verständnis der Würde des Menschen sowie die Neufassung dieser Werte in der Zeit der 

Reformation, die Aufklärung und die industrielle Revolution. Leider teilten sie auch die Erfahrung der 

erwähnten fortwährenden Kriege. 
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Die Europäische Union hat dazu beigetragen, die Zyklen aus Konflikt, Krieg und Repression zu 

beenden. Dies ist ihr vielleicht größter Erfolg. Seit 1945 hat es in Westeuropa keinen größeren Krieg 

gegeben. Die EU war maßgeblich daran beteiligt, den jahrhundertelangen Konflikt in Nordirland zu 

beenden, und auch in Südeuropa, d. h. in Spanien, Portugal und Griechenland, kam ihr beim 

Übergang von Diktaturen zu Demokratien ein wichtige Rolle zu. Ebenso war sie in den 90er-Jahren 

des 20. Jahrhunderts ein wichtiger Faktor dafür, dass die Kriege auf dem Balkan beendet wurden, 

denn für die Staaten des ehemaligen Jugoslawiens war die Aussicht auf einen Beitritt zu einer 

friedlichen und wohlhabenden EU ein starker Anreiz für Friedensbemühungen. Wichtig war auch, 

dass die EU den ehemaligen kommunistischen Ländern Ost- und Mitteleuropas nach dem 

Zusammenbruch der Sowjetunion Anfang der 90er-Jahre des 20. Jahrhunderts als Modell diente.  

Die Bedeutung der EU geht allerdings über die bloße Friedenssicherung hinaus, so wichtig dieser 

Aspekt auch ist. Abgesehen davon, dass die Gründerväter dafür Sorge tragen wollten, dass es in 

Europa keinen Krieg mehr gibt, bestand ihre große moralische Vision ausgehend von der Vorstellung 

einer absoluten Würde jedes einzelnen Menschen in der Förderung der Menschenrechte, der 

Rechtsstaatlichkeit und der liberalen Demokratie.  Die Vorstellung der Menschenwürde war unter 

dem Nationalsozialismus und dem Faschismus, aber auch unter dem Kommunismus mit Füßen 

getreten worden. Die von der UdSSR verordneten demokratischen Volksrepubliken waren alles 

andere als demokratisch. Für echte Demokratien ist ein funktionstüchtiges Systems des Rechts und 

der Menschenrechte erforderlich. Mit seinen diversen Konventionen und Chartas schuf der 1948 

gegründete Europarat das Fundament für diese Konzepte, doch die Europäische Union ging weiter, 

indem sie mit dem Europäischen Gerichtshof ihr eigenes Rechtssystem entwickelte.  

Ein Modell des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts 

Mit dem europäischen Modell wurden zudem wirtschaftlicher Wohlstand und Solidarität erzielt. Es 

lässt sich kaum anzweifeln, dass durch die mit dem Marshall Fund unterstützte Erholung Europas 

nach dem Krieg die Grundlage für die gedeihenden Wohlfahrtsstaaten der Nachkriegszeit geschaffen 

wurde. Durch diese Erholung wurde Alan Milward zufolge die „European rescue of the nation-state“ 

(die europäische Rettung des Nationalstaats) begünstigt. Die Nationalstaaten bestanden in der Tat 

als demokratische Staaten fort, und die EU garantierte ihren weiteren Fortbestand. Aber die neu 

verbundenen Staaten im Herzen Europas – die sechs Gründungsmitglieder – trugen auch gegenseitig 

zu ihrem Wachstum und Wohlstand bei. Die Strahlkraft war so groß, dass weitere Staaten von der 

Gemeinschaft angezogen wurden und sie zu wachsen begann, angefangen 1973 mit dem Vereinigten 

Königreich, Irland und Dänemark, gefolgt von Griechenland 1981, Spanien und Portugal 1995, 

Österreich, Finnland und Schweden 1995 sowie ab 2004 von den Staaten Mittel- und Osteuropas, 

Zypern, Malta, Rumänien, Bulgarien und Kroatien. Die Mitgliedschaft in der EU wurde als Rezept 

sowohl für den Wandel zur Demokratie als auch für Wohlstand und Sozialschutz betrachtet.   

Das Europäische Aufbauwerk war also eine leistungsfähige Triebfeder für die soziale und 

wirtschaftliche Entwicklung, und man kann kaum daran zweifeln, dass den Mitgliedstaaten und deren 

Bürgerinnen und Bürgern durch die Einrichtung des Binnenmarkts 1993 und durch die spätere 

Einführung der gemeinsamen Währung erhebliche wirtschaftliche Vorteile zugutekamen. Dies lässt 

sich vor allem an den am Rand Europas gelegenen Ländern wie Irland, Griechenland, Portugal und 

zum Teil Spanien und Italien beobachten, die in ihrer Entwicklung durch die europäischen Regional- 

und Kohäsionsfonds unterstützt wurden. In dieser Gruppe von Mitgliedstaaten ist vielleicht Irland das 
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auffälligste Beispiel für den Wandel, denn es hat sich von einem der ärmsten Länder Europas zu 

einem der reichsten entwickelt. Wirtschaftliche Vorteile dieser Art wurden einmal mehr nach der 

Erweiterungsrunde offenbar, mit der die Länder, die sich zu Beginn des 21.  Jahrhunderts selbst vom 

Kommunismus befreit hatten, aufgenommen wurden. Die Erfolge des europäischen Projekts in dieser 

Hinsicht lassen sich am Interesse einiger Nachbarländer am EU-Beitritt bemessen – der Balkanstaaten 

und sogar der Türkei und Marokkos. 

Die EU hatte infolge der Globalisierung, die mit Vorteilen und Herausforderungen einherging, zu 

kämpfen, aber es lässt sich kaum bestreiten, dass die EU als eine Art Schutzschild dient, mit dessen 

Hilfe ihre Mitgliedstaaten externe Herausforderungen besser bewältigen können. Ohne ein stärker 

integriertes Europa hätten die einzelnen Ländern – selbst Wirtschaftsmächte wie Deutschland – es 

schwer gehabt, diese Herausforderungen zu meistern.  

2.2.3 Regionale und lokale Demokratie: ein wichtiger Faktor der europäischen Demokratie 

Wie im ersten Kapitel erwähnt, begann die Entwicklung der liberalen repräsentativen Demokratie mit 

dem Aufkommen des Nationalstaats. Mit der europäischen „transnationalen Demokratie“ wurde 

eine neue Möglichkeit eingeführt, diese Entwicklung weiterzuführen. Seit den 80er-Jahren des 

20. Jahrhunderts stehen allerdings andere Ausdrucksformen der Demokratie stärker im Blickpunkt, 

wie etwa die regionale und lokale Demokratie. Der Kongress der Gemeinden und Regionen, eine 

Unterorganisation des Europarats, hat maßgebliche Texte wie die Europäische Charta der 

kommunalen Selbstverwaltung verfasst, in denen anerkannt wird, dass lokale Regierungen 

demokratisch legitimiert sind und ihre Vorrechte manchmal vor Eingriffen der nationalen (oder 

regionalen) Regierungsebenen geschützt werden müssen. In der EU wurde aus diesen Gründen das in 

den Verträgen verankerte, weitreichendere Subsidiaritätsprinzip, das in Kapitel 3 erläutert wird, 

eingeführt. Es wächst das Bewusstsein dafür, dass die zwischen den Unionsorganen sowie den 

Bürgerinnen und Bürgern klaffende Vertrauenslücke geschlossen werden muss. In diesem 

Zusammenhang wurde gefordert, die subnationalen Behörden sowie Regional- und Lokalpolitiker als 

politische Akteure, die den Bürgerinnen und Bürgern am nächsten sind und die höchsten 

Vertrauenswerte genießen, am Prozess der EU-Politikgestaltung zu beteiligen. Zur Zeit der 

Regierungskonferenz von Maastricht setzten sich zahlreiche Regionen in ganz Europa für die 

Einführung einer „dritten Ebene“ der Governance in der EU ein, mit der die Regionen einen 

verfassungsrechtlich verankerten Platz in den Entscheidungsgremien der EU erhalten sollten. Diesen 

Bemühungen war kein Erfolg beschieden, da die Mitgliedstaaten dadurch zu einer weitgehenden 

Harmonisierung der Regierungsstrukturen verpflichtet gewesen wären.  

Der Kompromiss bestand in der Einrichtung des Europäischen Ausschusses der Regionen (AdR), 

einem Beratungsgremium mit demselben verfassungsrechtlichen Status wie der Europäische 

Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA). Der AdR hat sich allerdings grundlegend anders entwickelt 

als der EWSA. Erstens ist er aus direkt gewählten Regional- und Lokalpolitikern zusammengesetzt und 

ist damit im Gegensatz zum EWSA demokratisch legitimiert. Zweitens hat die Bedeutung seiner 

institutionellen Rolle und Aufgaben in der Folge des Vertrags von Lissabon allmählich zugenommen, 

und mittlerweile ist er zusammen mit dem Europäischen Parlament und den nationalen Parlamenten 

ein „Hüter“ des Subsidiaritätsprinzips, der das Recht und die Pflicht hat, die Subsidiarität und seine 

eigenen Vorrechte vor dem Europäischen Gerichtshof zu verteidigen. Drittens repräsentiert der AdR 

die Ebene der Demokratie, die den Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern am nächsten ist. Es ist 
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zwar wenig wahrscheinlich, dass sein verfassungsrechtlicher Status grundlegend geändert wird (dazu 

wäre eine wesentliche Vertragsänderung erforderlich), im Rahmen der durch die geltenden Verträge 

festgelegten Parameter ist jedoch noch Spielraum für die Stärkung seiner Rolle vorhanden.  

Schließlich sollten noch die verschiedenen Versuche der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in 

Europa erwähnt werden, durch die die zentrale Stellung des Nationalstaats verändert wurde und 

dazu angeregt wurde, im Hinblick auf öffentliche Angelegenheiten eine weitere europäische 

Perspektive einzunehmen. Auf diesen Versuchen lässt sich aufbauen, um in Verbindung mit der 

demokratischen Governance weitere Erprobungen durchzuführen und neue Möglichkeiten für den 

Umgang mit grenzüberschreitenden Problemen zu finden. In diesem Bereich hat sich der AdR nicht 

nur als kreativ erwiesen, sondern auch als sehr einflussreich, was die europäischen 

Rechtsvorschriften betrifft. Die Einrichtung der Europäischen Verbünde für territoriale 

Zusammenarbeit (EVTZ) als Rechtspersönlichkeiten im Jahr 2006 war das direkte Ergebnis eines 

Legislativvorschlags des AdR. Regionale und lokale Gebietskörperschaften haben dadurch ohne 

vorherige Genehmigung der EU-Mitgliedstaaten die Möglichkeit, in ihren Zuständigkeitsbereichen 

grenzüberschreitend zusammenzuarbeiten. Dies war ein bedeutender Schritt für die Förderung des 

Europäischen Aufbauwerks. Derzeit gibt es über 80 EVTZ. Ein weiteres interessantes Beispiel ist das 

Karfreitagsabkommen in Nordirland von 1998, mit dem eine Reihe von Institutionen, teilweise nach 

dem Vorbild jener in der EU, errichtet wurden, um die Konflikte in Nordirland zwischen der Republik 

Irland und dem Vereinigten Königreich zu überwinden. Dieses Abkommen war möglich, weil sowohl 

Irland als auch das Vereinigte Königreich Mitglieder der EU waren. Die Akteure des Konflikts hatten 

somit die Chance, neue Möglichkeiten zu entwickeln, um über Begriffe wie nationale Souveränität, 

Hoheitsgebiet und auch Grenzen nachzudenken. Aufgrund des Brexits und der Landgrenze zwischen 

den beiden Teilen Irlands ist dieses Abkommen nun natürlich bedroht.   

2.3 Die Geburt einer neuen Form der europäischen transnationalen 

Demokratie10 

Die Demokratie auf europäischer Ebene stellt ein System von Kontrolle und Gegenkontrolle dar, in 

dem sich die Doppelnatur der EU niederschlägt: eine Union der Staaten und Völker sowie der 

Bürgerinnen und Bürger. Dieses System wurde im Laufe der Jahre allmählich anhand der Methode 

der kleinen Schritte und der funktionellen Reform nach Jean Monnet ausgebildet.   

Die Geschichte hätte einen anderen Verlauf nehmen können, wäre den Vorhaben der politischen 

Gemeinschaft und der Verteidigungsgemeinschaft, die in den 50er-Jahren neben der Europäischen 

Gemeinschaft für Kohle und Stahl vorbereitet wurden, Erfolg beschieden gewesen. In diesem Fall 

hätte sich die EU in Richtung eines Bundesstaats in der Gestalt der Vereinigten Staaten von Europa 

entwickeln können. Denker wie Altiero Spinelli versuchten in den 80er-Jahren, diese Idee 

wiederzubeleben. Ein grundlegender Richtungswechsel wurde dadurch zwar nicht bewirkt, jedoch 

gab es zweifellos Auswirkungen, was die Stärkung der zum EU-System gehörenden föderalen Aspekte 

betrifft, z. B. der Rolle des Europäischen Parlaments als gesetzgebendes Organ neben dem Rat. Die 

starke Ablehnung seitens de Gaulle und vieler anderer, die die zentrale Rolle des Nationalstaats im 

                                                             
10 In diesem Kapitel des Berichts geht es um die wegweisenden Arbeiten von Jaap Hoeksmazu diesem Thema, 

https://fedtrust.co.uk/replacing-the-westphalian-system/ und https://www.wolfpublishers.eu/product/47282 74 /t he -

european-union-a-democratic-union-of-democratic-states. 

https://fedtrust.co.uk/replacing-the-westphalian-system/
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Europäischen Aufbauwerk hervorhoben, hatte allerdings eine ständige kreative Spannung im System 

zur Folge, aus der eine neue Form der politischen Einheit hervorging.   

Die EU ist kein Staat wie Frankreich oder Deutschland, aber auch nicht einfach eine internationale 

Organisation wie die NATO oder die Vereinten Nationen. Sie fußt auf dem Westfälischen Modell der 

internationalen Beziehungen, das Ähnlichkeiten mit dem Modell des Realismus aufweist und in dem 

angenommen wird, das Staaten eine absolute unteilbare Souveränität nach dem Modell von Bodin11 

besitzen. Bei diesem Verständnis des Staates ist bestenfalls die Errichtung von Organisationen 

souveräner Staaten möglich, wobei man gemeinhin von „Zwischenstaatlichkeit“ spricht. Mit dem 

Ansatz von Monnet wurde diese Einschränkung umgangen, indem der Schwerpunkt auf die Frage 

gelegt wurde, wie Aufgaben wie die Kohle- und Stahlerzeugung durch Bündelung von Souveränität 

zwischen Staaten aufgeteilt werden konnten. So wurden eine Reihe pragmatischer Schritte 

unternommen, hinter denen das Ziel einer immer engeren Union der Völker stand. Durch die 

Methode von Monnet wurden somit die Auseinandersetzungen über die Souveränität, von denen die 

„hohe“ Politik geprägt war, vermieden und die Schaffung einer neuen einzigartigen Rechtsordnung 

ermöglicht.  

2.3.1 Eine bemerkenswerte Reise zu einer neuen Rechtsordnung 

Es ist wichtig, noch einmal auf die zentralen Schritte, mit denen in der Union im Laufe der Jahre eine 

neue Rechtsordnung geschaffen wurde, hinzuweisen: 

● Mit der Gründung der EGKS 1952 wurde das Konzept der geteilten Souveränität eingeführt. 

Dies bedeutete eine deutliche Abkehr vom Westfälischen und Bodin-Modell, in denen 

Souveränität als unteilbar, höchstinstanzlich und absolut betrachtet und ausschließlich mit 

dem Nationalstaat in Verbindung gebracht wird. Die Leitung der Kohle- und Stahlpolitik 

wurde an die neue Gemeinschaft übertragen, wobei der neu eingerichteten supranationalen 

„Hohen Behörde“, der Vorläuferin der heutigen Kommission, eine wichtige Rolle zuteil 

wurde. Diese Hohe Behörde sollte eng mit dem aus Vertretern der nationalen Regierungen 

zusammengesetzten Ministerrat zusammenarbeiten. Einer Parlamentarischen Versammlung 

(dem späteren Europäischen Parlament) kam eine beratende Rolle zu. Es wurde ein 

unabhängiger Gerichtshof errichtet, der das Recht in Bereichen, die unter die Zuständigkeit 

der Gemeinschaft fallen, auslegen sollte.  

● 1963 stellte der Europäische Gerichtshof in der Rechtssache van Gend & Loos fest, dass die 

Europäische Gemeinschaft eine neue Rechtsordnung für internationale Beziehungen 

geschaffen habe. Ein Jahr später hob der Gerichtshof in der Rechtssache Flaminio Costa 

gegen E.N.E.L. die unmittelbare Wirkung der EG-Rechtsvorschriften hervor und betonte, dass 

das Gemeinschaftsrecht in Angelegenheiten, die die Gemeinschaft betreffen, gegenüber 

nationalem Recht Vorrang habe. Diese richterliche Entscheidung wurde von den 

Mitgliedstaaten stillschweigend akzeptiert, auch wenn sie zuweilen von Verfassungs- oder 

Obersten Gerichten in Deutschland, Frankreich und zwei oder drei anderen Ländern 

                                                             
11  Bodins zentrale Idee lautet, dass Souveränität absolut, dauerhaft und ungeteilt sein muss. Er war sich darüber im 

Klaren, dass seine Ablehnung der geteilten Souveränität im Widerspruch zur politischen Theorie von Aristoteles und 

Polybios und offensichtlich auch zur griechischen und römischen politischen Praxis stand.  

https://arcade.stanford.edu/rofl/jean-bodin-sovereignty 
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hinterfragt wurde. Derzeit wird dieses Thema vom Verfassungstribunal in Polen wieder 

aufgebracht, wenn auch auf andere Weise.  

● Mit der ersten Wahl zum Europäischen Parlament im Jahr 1979 wurde den europäischen 

Bürgerinnen und Bürgern eine neue Möglichkeit geboten, sich bei der Gestaltung des 

Europäischen Aufbauwerks Gehör zu verschaffen. Die genauen Modalitäten für die 

Durchführung der Wahl sind den Mitgliedstaaten überlassen. Probleme wie eine 

schwindende Wahlbeteiligung sind ebenso zu beobachten wie bei lokalen und nationalen 

Wahlen.  

● Im Vertrag von Maastricht wurde der Kurs hin zu einer neuen gemeinsamen Währung 

skizziert, ein revolutionärer Schritt in Richtung einer stärkeren Integration. Außerdem wurde 

damit die neue Unionsbürgerschaft begründet, durch die die nationale Staatsbürgerschaft 

ergänzt, nicht ersetzt, wird. Bei der Staatsbürgerschaft nach dem Maastrichter Modell wurde 

der Schwerpunkt auf grenzüberschreitende Aktivitäten gelegt. Dieser Vertrag war außerdem 

wichtig, weil damit das Sozialprotokoll aufgenommen wurde, wobei eine 

Nichtbeteiligungsklausel für das Vereinigte Königreich vorgesehen wurde. Und schließlich 

wurde damit dem Beispiel der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986 gefolgt, indem die 

Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit (BQM) ausgeweitet, die Rolle des EP gestärkt 

und neue Zuständigkeiten aufgenommen wurden.  

● Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde in diesem Sinne weiter verfahren. Das Konzept der 

Demokratie wurde direkt im Vertrag verankert.  

● Die Charta der Grundrechte, die im Jahr 2000 anlässlich des Europäischen Rats von Nizza 

feierlich proklamiert wurden, ist ein Symbol für die Emanzipation der Bürgerinnen und 

Bürger im Rahmen der Union.  

● Im Vertrag von Lissabon wurde die Bedeutung der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

hervorgehoben, indem der nächste Schritt vollzogen und ein neues Verfahren zur 

Sanktionierung schwerwiegender Verletzungen der in Artikel 2 EUV genannten Werte durch 

die Mitgliedstaaten eingeführt wurde (neuer Artikel 7 EUV). Damit wurde das Westfälische 

Modell überwunden und eine genaue Bestimmung dessen, was die EU ist, umso nötiger. 

Zudem wird im Vertrag von Lissabon das Mitentscheidungsverfahren als 

Standardmechanismus für die Verabschiedung von Rechtsvorschriften festgelegt. Bei diesem 

Verfahren sind ein Vorschlag der Kommission (alleiniges Initiativrecht) sowie Einigkeit 

zwischen dem Rat (BQM) und dem EP (Mehrheitsbeschlussfassung) erforderlich.  

● Der EuGH hat in den letzten Jahren seine eigene Auslegung im Hinblick darauf entwickelt, 

was die EU ist. In seiner Rechtsprechung stellt er fest, dass die Unionsbürgerschaft als der 

grundlegender Status der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten vorgesehen ist, sodass 

Einschränkung durch Ländergrenzen wegfallen. Die mit der Unionsbürgerschaft verbundenen 

Rechte können Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern nicht durch ein nationales Recht 

aberkannt werden. In den Rechtssachen Puppinck und Junqueras von 2019 erklärte der 

Gerichtshof, dass die EU eine autonome Demokratie sei und dass dies einer der zentralen 

Werte sei, auf dem die EU gegründet wurde. 
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2.3.2 Ein transnationale Demokratie 

Die EU stellt in der Tat eine neue Art von Rechtsordnung dar. Diese kann man als eine Form der 

transnationalen Demokratie bezeichnen, die auf der einen Seite auf den Staaten und auf der anderen 

Seite auf den Völkern sowie Bürgerinnen und Bürgern gegründet ist. Die Organisation der 

Demokratie in den Staaten und die Arbeitsweise der Demokratie auf EU-Ebene unterscheiden sich, 

auch wenn beide demokratisch ausgerichtet sind: Die einzelstaatliche Demokratie beruht 

hauptsächlich auf einem parlamentarischen Mehrheitssystem (wobei einige EU-Mitgliedstaaten ein 

Präsidialsystem oder semipräsidentielles System haben), während die EU als ein System von 

Kontrolle und Gegenkontrolle funktioniert, in dem die Stimmen der Staaten von den nationalen 

(natürlich demokratisch gewählten) Regierungen über den Rat der Europäischen Union und den 

Europäischen Rat zum Ausdruck gebracht werden, und den Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern 

die zusätzliche Möglichkeit geboten wird, die Arbeit der EU über das direkt gewählte Europäische 

Parlament zu beeinflussen Die Kommission ist ein supranationales und unabhängiges Organ, das die 

gemeinsamen europäischen Interessen verteidigt und drei wesentliche Rollen erfüllt: Inhaberin des 

ausschließlichen Rechts der gesetzgeberischen Initiative, Hüterin der Verträge und in manchen 

Bereichen Exekutivorgan. Durch diese Regelung konnte die Union in den letzten Jahrzehnten eine 

beeindruckende Entwicklung vollziehen. Zudem eignet sich dieses System für allmähliche Reformen 

und Verbesserungen. 

So hat sich die EU von dem Westfälischen System der internationalen Beziehungen, von dem der 

öffentliche Diskurs seit dem 17. Jahrhundert beherrscht wird, gelöst. Da sich die Entwicklung zu 

einem sehr unterschiedlichen Modell der Beziehungen in der EU allmählich und im Rahmen eines 

pragmatischen Ansatzes vollzieht, wurde die bedeutende Abkehr der EU vom Westfälischen Modell 

bisher noch nicht auf klare und allgemein akzeptierte Weise in ein Konzept eingefasst. Sie hat noch 

nicht ihren richtigen Platz im Schwarz-Weiß-Denken des öffentlichen Diskurses und der 

akademischen Forschung gefunden: Sie ist weder ein Bundesstaat noch eine internationale 

Organisation. Mit keiner dieser Kategorien wird das Wesen der Union treffend erfasst. So gesehen ist 

es sehr schwierig, angemessen über die Union zu kommunizieren. Wie Tocqueville einmal angemerkt 

hat: „Häufig ist es einfacher, etwas Neues zu schaffen, als die treffende Bezeichnung dafür zu 

finden.“  

Angesichts dieser Entwicklungen ist es berechtigt, nicht nur über eine Union liberaler demokratischer 

Staaten zu sprechen (Demokratie in Europa), sondern auch über eine transnationale demokratische 

Union (Demokratie von Europa). Es ist an der Zeit, die Theorie an der Praxis auszurichten anstatt zu 

versuchen, die Praxis in ein künstliches Theoriegebilde zu zwängen. Dadurch würde auf der 

Grundlage eines fundierten Verständnisses davon, was die EU heute ist, eine klarere Debatte 

ermöglicht und der Weg für eine ernsthafte Erörterung möglicher weiterer Schritte und Reformen 

zur Stärkung der Demokratie in und von Europa geebnet.  

2.3.3 Die Notwendigkeit einer fundierten Erörterung künftiger Entwicklungen 

Es wurde nun die derzeitige Situation beschrieben, es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass es in 

Zukunft zu einem Richtungswechsel kommt, vielleicht auch hin zu einem föderaleren Europa. Dazu 

wäre eine grundlegende Änderung der derzeitigen Verträge und der Arbeitsweise der Europäischen 

Union erforderlich. Diese sollte auf transparente Weise vorgenommen werden und nicht, indem 
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vorausgesetzt wird, dass die derzeitige Struktur von ihrem Wesen her föderal ist, und die Verträge in 

diesem Sinne „ausgelegt“ werden. Die Idee des Spitzenkandidaten-Prinzips ist ein gutes Beispiel für 

diese Art von Ansatz. Diese entstand vor der Wahl zum Europäischen Parlament im Jahr 2014 aus 

drei Gründen: Die Wahl sollte eine größere Bedeutung für die Wähler erhalten, die Sichtbarkeit und 

Legitimität des Präsidenten der Kommission sollte gesteigert werden, und dem Europäischen 

Parlament sollte im interinstitutionellen Machtspiel mehr Gewicht verliehen werden. In einem 

gewissen Grad hat das funktioniert, denn mit Jean-Claude Juncker entschied sich die Europäische 

Volkspartei für einen Kandidaten, der jahrelang dem Europäischen Rat angehört hatte. Im Jahr 2019 

wurde keiner der Spitzenkandidaten zum neuen Präsidenten. Der Europäische Rat war der 

Auffassung, dass kein direkter Zusammenhang zwischen der Wahl zum Europäischen Parlament und 

der Ernennung des Präsidenten der Kommission besteht. Im Vertrag (Artikel 17 Absatz 7 EUV) heißt 

es dazu: „Der Europäische Rat schlägt dem Europäischen Parlament nach entsprechenden 

Konsultationen mit qualifizierter Mehrheit einen Kandidaten für das Amt des Präsidenten der 

Kommission vor; dabei berücksichtigt er das Ergebnis der Wahlen zum Europäischen Parlament. Das 

Europäische Parlament wählt diesen Kandidaten mit der Mehrheit seiner Mitglieder.“  Im Vertrag ist 

also vorgesehen, dass der Europäische Rat auf der Grundlage einer Reihe von Kriterien einen 

Kandidaten auswählt und dass dieser Kandidat im Anschluss daran vom Europäischen Parlament 

gebilligt werden muss. Hierin zeigt sich einmal mehr die Doppelnatur der EU. Würde ein direkter 

Zusammenhang zwischen den Wahlen zum Europäischen Parlament und der Auswahl des 

Präsidenten der Kommission hergestellt, würde die EU damit weiter an die Arbeitsweise der 

Demokratie auf nationaler Ebene angeglichen. Diese Debatte wird sicherlich in den kommenden 

Jahren andauern.  

Die EU sollte danach beurteilt werden, was sie nach den Verträgen ist, und nicht danach, was sie 

nach der Meinung der Verfechter des Föderalismus, oder eben der Befürworter des reinen 

Souveränismus, sein sollte. Die Vorstellung eines „Demokratiedefizits“ beruht auf der Auffassung, 

dass die EU nur demokratisch sein kann, wenn sie einem Staat ähnlicher wird und wenn das 

Europäische Parlament in der Struktur die wichtigste Quelle demokratischer Legitimität wird oder, 

betrachtet man es von der Warte der Souveränisten, wenn sie wieder zu einer einfachen 

zwischenstaatlichen Organisation wird. Bei beiden Sichtweisen wird unterschätzt, wie weitreichend 

die neue Rechtsordnung, die die EU geschaffen hat, bereits ist.  

2.3.4 Die Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

In einer Union der Staaten und Völker müssen den verschiedenen Governance-Ebenen die 

Zuständigkeiten sorgfältig zugewiesen werden. Daher sind die in den Verträgen verankerten 

Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit so wichtig. Wir konzentrieren uns hier 

hauptsächlich auf den ersteren. In Bereichen der nicht ausschließlichen EU-Zuständigkeit kann die EU 

nur tätig werden, wenn die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahmen von nationalen oder lokalen 

Institutionen nicht ausreichend verwirklicht werden können. Das Subsidiaritätsprinzip ist allerdings 

keine Einbahnstraße, es wird durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergänzt. Ist die nationale 

Ebene für den Umgang mit einer Angelegenheit nicht geeignet, ist es logisch, dass sie auf EU-Ebene 

behandelt wird. Bei der Subsidiarität geht es darum, auf der Ebene tätig zu werden, auf der sich ein 

Problem am effizientesten lösen lässt und die dabei den Bürgerinnen und Bürgern am nächsten ist. 

Damit wird die Frage des Zusammenwirkens zwischen der EU-Ebene sowie den nationalen, 

regionalen und lokalen Ebenen aufgeworfen. In diesem Zusammenhang spricht man vom System der 
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Multi-Level-Governance. Wie diese Grundsätze weiterentwickelt werden können, wird in 

Abschnitt 3.2.3 ausgeführt. 

 

2.4 Fazit 

Die EU ist ein einzigartiges Gefüge, das in Reaktion auf die Lehren, die aus dem Zweiten Weltkrieg 

gezogen wurden, geschaffen wurde. Sie ist auf zentrale Werte wie liberale Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte gegründet. Ihre Governance-Struktur wird durch ein 

zweigliedriges demokratisches Modell bestimmt: Alle Mitgliedstaaten sind funktionierende 

Demokratien, die zum größten Teil auf parlamentarischen Mehrheiten basieren; die transnationale 

Demokratie auf EU-Ebene unterliegt einem System von Kontrolle und Gegenkontrolle, mit dem der 

Doppelnatur der EU, einer Union der Staaten und Völker (bzw. Bürgerinnen und Bürger), 

entsprochen wird. 

Viele Bürgerinnen und Bürger nehmen die EU allerdings anders wahr. Es besteht eine deutliche 

Unzufriedenheit mit der Art und Weise, wie die europäische Demokratie in der Praxis funktioniert. 

Diese Unzufriedenheit ist zu einem großen Teil auf dieselben Probleme zurückzuführen, die auch bei 

Demokratien in Nationalstaaten bestehen. Man sollte also realistisch sein und nicht zu stark darauf 

hoffen, dass die europäische Demokratie dadurch verbessert werden könnte, dass sie mehr wie eine 

nationalstaatliche Demokratie gestaltet wird. Daher ist es sehr wichtig, zunächst zu erläutern, warum 

die EU ist, wie sie ist, warum sie gerade aus diesen Organen besteht und welche Kontrollen und 

Gegenkontrollen sie benötigt, um den Interessen aller gerecht zu werden. Denn wenn die politischen 

Prozesse, an denen die verschiedenen Ebenen der Governance in Europa beteiligt sind, besser 

nachzuvollziehen wären, ließen sich Legitimität und Demokratie leichter stärken. Dem Angriff auf die 

Legitimität der EU muss viel konsequenter entgegengewirkt werden, während zugleich für ein 

besseres und transparenteres Funktionieren des europäischen Demokratiemodells gesorgt wird.  
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3 WEGE UND MITTEL ZUR STÄRKUNG DER 
DEMOKRATIE IN DER EU  

3.1 Allgemeine Antworten 

3.1.1 Der Handlungsspielraum  

Nachdem nun die Art und der Umfang des sogenannten Demokratiedefizits beurteilt wurden, 

werden die Wege und Mittel zur Verbesserung der demokratischen Legitimität der Union untersucht.  

Dabei werden die folgenden sachlichen Erwägungen berücksichtigt.   

Die Nationalstaaten sind der Mittelpunkt des demokratischen Lebens und werden es zumindest für 

lange Zeit noch bleiben. In der großen Vielfalt ihrer demokratischen Systeme und politischen 

Traditionen, die durch die Verträge garantiert wird, solange die Grundprinzipien gewahrt bleiben, 

kommt der allgemeine Leitgedanke „In Vielfalt geeint“ zum Ausdruck, sodass sie nicht infrage gestellt  

werden darf.  

Die Mitglieder der GHB sind allgemein der Auffassung, dass die Antwort auf die Probleme, mit denen 

die „Demokratie in der EU“ und die „Demokratie der EU“ – insbesondere die repräsentative 

Demokratie –konfrontiert sind, aus zwei Gründen in den derzeitigen Verträgen gefunden werden 

muss. Erstens wäre es sehr schwierig, in einer Regierungskonferenz einen Konsens über eine 

wesentliche Änderung der geltenden Verträge zu erzielen, und außerdem bestünde – falls doch ein 

solcher Konsens erreicht würde – das Risiko, dass er von den Menschen in den Referenden, die einige 

Mitgliedstaaten ausrichten müssten, abgelehnt würde. Die Narben vergangener gescheiterter 

Referenden über Vertragsreformen sind noch nicht verheilt. Der zweite und hauptsächliche Grund 

dafür, dass dieser Weg vermieden werden muss, liegt jedoch in dem Umstand, dass es andere 

Möglichkeiten gibt, um mit den derzeitigen Schwierigkeiten umzugehen.  

Zusammengefasst scheint es – sowohl, was die „Demokratie in Europa“, als auch, was die 

„Demokratie von Europa“ betrifft – aus verschiedenen Gründen keinen großen Spielraum für die 

Einführung umwälzender oder auch nur wesentlicher struktureller Änderungen zu geben. Daher sind 

die Überlegungen mittlerweile auf realistischere und pragmatischere Verbesserungen im 

Zusammenhang mit allgemeinen Zielen, die mit den voraussichtlich bleibenden rechtlichen und 

politischen Einschränkungen im Einklang stehen, gerichtet . Vertragsänderungen sind kein 

Selbstzweck (auch wenn letzten Endes vielleicht in sehr begrenztem Umfang Änderungen vorgesehen 

werden könnten). Im geltenden Rahmen besteht durchaus Spielraum für die Verbesserung 

wesentlicher Aspekte der EU-Governance. Dazu müssten die bestehenden Bestimmungen besser zur 

Anwendung gebracht und damit nutzbar gemacht werden. Daher sollten wir zunächst die möglichen 

Reformen im bestehenden System betrachten und dabei den Schwerpunkt auf die Stärkung der 

Verbindungen und Synergien zwischen den verschiedenen Governance-Ebenen, einschließlich der 

lokalen und regionalen, legen. Die folgenden Überlegungen sind vor diesem Hintergrund zu sehen.  
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3.1.2 Verkleinerung der Kluft zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und den 

Entscheidungsträgern (Input-Demokratie)  

Den verschiedenen Bemühungen um die Verbesserung der Demokratie ist gemeinsam, dass dabei 

versucht wird, die wachsende Kluft zwischen den Regierenden und den Regierten zu verkleinern und 

die Bürgerinnen und Bürger wieder in den Mittelpunkt des demokratischen Prozesses zu rücken. Da 

heute ein Gefühl der Hilflosigkeit und der Entfremdung von der Politik vorherrscht, muss zu diesem 

Zweck wieder der Eindruck vermittelt werden, dass die Bürgerinnen und Bürger ein wesentlicher 

Bestandteil der Entscheidungsfindung sind und dass ihre Stimme zählt. Um dieses Ziel zu 

verwirklichen, müssen die Bürgerinnen und Bürger in die Lage versetzt werden, ihre Zukunft zu 

gestalten, und vor dem Missbrauch der Demokratie, die manche unter anderem auf die neue 

Digitalwelt zurückführen (siehe Abschnitt 1.4), geschützt werden. Ironischerweise fordern viele 

Bürgerinnen und Bürger heute mehr demokratische Beteiligung, wählen dann aber die Parteien, die 

Demokratie lediglich als Instrument zur Erlangung von Macht ansehen, ohne die ihr 

zugrundeliegenden Werte zu achten, und somit unsere offene Gesellschaft zu gefährden. Die 

Ursachen dieses Paradoxons müssen identifiziert und entsprechend behandelt werden.  

Eine dieser Ursachen ist die Rückkopplungsschleife zwischen sozialer Ausgrenzung und fehlender 

politischer Teilhabe. Soziale Ungleichheiten sind ein Hindernis für das gute Funktionieren der 

Demokratie, da Menschen aus benachteiligten Milieus häufig nicht über ausreichende Mittel zur 

Teilnahme an politischen Debatten (die ihnen häufig zu abstrakt oder fernliegend sind) verfügen und 

sich daher entweder enthalten oder einfachen Lösungen zuwenden. Daher beteiligen sich 

Ausgegrenzte häufig nicht an Wahlen und anderen Plattformen für öffentliche Debatten oder 

Konsultationen. Ihre Enthaltung hat jedoch wiederum zur Folge, dass ihre Forderungen nicht auf die 

politische Tagesordnung gelangen. Was die Angehörigen der Mittelklasse betrifft, so sind sie, wenn 

sie sich nicht ohnehin von der Politik abgewandt haben, zu häufig geneigt, hochtrabenden 

Wahlversprechen oder Populismus in die Falle zu gehen. 

Um diese Beeinträchtigungen zu überwinden, muss die Demokratie integrativer werden. Aber wie? 

Die erste Antwort liegt in der Entwicklung einer Sozialpolitik, mit der wirksam auf die verschiedenen 

derzeitigen gesellschaftlichen Herausforderungen reagiert wird. Zwar ist es in erster Linie Aufgabe 

der Mitgliedstaaten, diese Herausforderungen zu bewältigen, sie müssen sich jedoch in einem 

bestimmten Maß auf entschlossene und gezielte Maßnahmen der EU verlassen können. Allerdings 

werden die Erwartungen, die hinsichtlich ihrer sozialen Dimension gehegt werden, nicht erfüllt, 

weswegen angestrebt werden muss, sie so zu gestalten, dass damit ähnliche Auswirkungen für die 

Bürgerinnen und Bürger erzielt werden wie mit anderen politischen Maßnahmen der EU. 

Gleichzeitig ist es wichtig, dass führende Politiker und Beamte eine Sprache und Begriffe verwenden, 

die möglichst von allen verstanden werden. Die Angelegenheiten und politischen Prozesse der EU 

müssen nachvollziehbarer sein, sowohl innerstaatlich als auch auf EU-Ebene. Außerdem ist es 

wichtig, die Bürgerinnen und Bürger in die Lage zu versetzen, sich in ihren eigenen Worten zu äußern 

und in derselben klaren und direkten Sprache Antworten zu erhalten. Diese Inklusivität sollte durch 

bessere Bildung, Ausbildung und Informationen über die gesamte Lebensdauer der Bürgerinnen und 

Bürger angestrebt werden. In diesem Zusammenhang ist eine entschlossene Bekämpfung von 

Desinformation und Aggressivität sowie die Entwicklung einer Kultur des Dialogs und der Moderation 

von höchster Bedeutung, auch außerhalb der politischen Strukturen, insbesondere im Bildungswesen 



41 

und in Privatgesellschaften. Was Informationen anbelangt, darf man nicht vergessen, dass zu viele 

Informationen dem Verständnis abträglich sind und dass Qualität wichtiger als Quantität ist. Es muss 

eine Sprache verwendet werden, die die Bürgerinnen und Bürger verstehen. Die EU sollte den 

Bürgerinnen und Bürgerinnen zuhören, und die Bürgerinnen und Bürger müssen in der Lage sein zu 

verstehen, was auf europäischer Ebene gesagt und/oder entschieden wird.  

Die Förderung der europäischen Werte sollte in enger Partnerschaft mit den lokalen und regionalen 

Gebietskörperschaften unter Rückgriff auf das gemeinsame kulturelle Erbe Europas und durch 

Bildung vorangetrieben werden. Auf allen Ebenen der Bildung sollten Lerneinheiten für europäische 

Staatsbürgerkunde entwickelt werden, und Programme wie Erasmus und Creative Europe sollten auf 

verschiedene Bedürfnisse zugeschnitten werden. Für alle sollten entsprechende Modalitäten 

vorgesehen sein, und der Schwerpunkt sollte darauf liegen, die europäische Demokratie zu 

verbessern und die Teilnehmer zu befähigen, digitale Werkzeuge optimal einzusetzen.  

Schließlich darf nicht vergessen werden, dass zu den Interessenträgern aller dieser Bemühungen um 

die Wiederherstellung der echten und ursprünglichen Bedeutung der Demokratie auch die 

politischen Parteien gehören, denen eine entscheidende Rolle dabei zukommt, den Bürgerinnen und 

Bürgern die wirtschaftliche und politische Realität der Welt von heute zu erläutern und ihnen in 

diesem Zusammenhang den unersetzlichen Wert des europäischen Projekts aufzuzeigen. Natürlich 

gehören dazu auch die europäischen politischen Parteien, denen die besondere Rolle zukommt, die 

Bürgerinnen und Bürger zur Unterstützung der europäischen Sache zu mobilisieren.  

3.1.3 Reaktion auf die Sorgen und Anforderungen der Bürgerinnen und Bürger (Output -

Demokratie)  

Jenseits der institutionellen Auseinandersetzungen, die für normale Menschen nicht greifbar sind, 

muss die EU-Politik zuallererst darauf ausgerichtet werden, auf die Anliegen, Bedürfnisse und 

Interessen der Bürgerinnen und Bürger zu reagieren. Dazu ist nicht unbedingt eine Änderung der 

jeweiligen Zuständigkeiten der EU, ihrer Mitgliedstaaten und der subnationalen Ebenen erforderlich. 

In der Tat ist bei der Auslegung des derzeitigen Systems ausreichend Flexibilität vorhanden, um die 

Maßnahmen der EU auf die Gegebenheiten vor Ort abzustimmen (dynamische Auslegung). In dieser 

Hinsicht lassen sich Lehren aus dem Umgang mit den jüngsten Ereignissen wie der Finanz - und 

Wirtschaftskrise von 2008 und der derzeitigen COVID-19-Pandemie ziehen. Durch die Annahme des 

enormen Aufbaupakets, die Entwicklung einer gemeinsamen Auftragsvergabe für Impfstoffe und die 

zeitnahe Ausgabe eines EU-COVID-19-Impfzertifikats wurde deutlich, dass in dem derzeitigen 

institutionellen Rahmen innovative und effiziente Maßnahmen getroffen werden können, wenn der 

politische Wille dazu vorhanden ist.  

In diesem Sinne muss weiter an der Resilienz und der Handlungsfähigkeit der EU gearbeitet werden. 

Im speziellen Fall der Gesundheit sollte die Idee einer Gesundheitsunion genauer sondiert werden, in 

den Bereichen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, strategische Autonomie (z.  B. in der Wirtschafts-

, Energie- und Digitalpolitik), Migrations- und Asylpolitik sowie Klimapolitik sollte dies im Hinblick auf 

die dynamische Auslegung der Verträge geschehen.  

Allgemeiner betrachtet wird durch die regelmäßig im Rahmen von Eurobarometer durchgeführten 

Meinungsumfragen sowie eine aktuelle Befragung unter gewählten Lokalpolitikern ersichtlich, dass 
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die wichtigsten Anliegen und Erwartungen für das Alltagsleben unserer Bürgerinnen und Bürger auf 

Löhne, Arbeitsplätze und soziale Gerechtigkeit bezogen sind. Dies darf nicht ignoriert werden, und 

auch wenn hauptsächlich die Mitgliedstaaten für die meisten dieser Themen zuständig sind, kommt 

der EU eine wichtige Rolle dabei zu, ein förderliches Umfeld für die notwendigen Fortschritte zu 

schaffen, mit denen sich die Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger sicherstellen lässt. Der 

Schlüssel für den Erfolg der derzeitigen Bemühungen besteht darin aufzuzeigen, dass die Demokratie 

auf allen Ebenen der politischen Entscheidungsfindung funktionsfähig ist. Wenn dafür zu 

irgendeinem Zeitpunkt eine begrenzte Vertragsänderung erforderlich sein sollte, könnte diese 

erwogen werden (wie z. B. bei Artikel 136 AEUV im Zuge der Euro-Krise). 

3.1.4 Verbesserung der Entscheidungsfähigkeit der Union  

Um ihre Aufgaben zu erfüllen, muss die EU beschlussfähig sein.  Daher sollte die EU ihre Governance 

und ihre Verfahren unvoreingenommen überprüfen. Dabei sollte auf eine gut funktionierende 

Exekutivkapazität und ein enges Zusammenwirken zwischen Brüssel sowie den nationalen und 

regionalen Ebenen geachtet werden. Einige Blockierungen könnten aufgehoben werden, würden die 

in den derzeitigen Verträgen gebotenen Möglichkeiten (Überleitungsklauseln) genutzt, um die BQM 

auf bestimmte strategische Bereiche auszuweiten. Mit anderen in den derzeitigen Verträgen 

vorgesehenen Instrumenten oder Verfahren, wie etwa der stärkeren Differenzierung, der verstärkten 

Zusammenarbeit oder der konstruktiven Stimmenthaltung (dieser Begriff kommt in den aktuellen 

Debatten über den Kompass wieder auf), könnte ebenfalls dazu beigetragen werden, schnelle und 

flexible Lösungen für die Überwindung von Blockierungen zu finden, vorausgesetzt, es ist ein 

Mindestmaß an gemeinsamem Willen vorhanden, sie anzuwenden.  

Um diesen politischen Willen zu schaffen, könnten die Mitgliedstaaten als Ergebnis der Konferenz zur 

Zukunft Europas ein politisches Vorhaben einleiten, um Schritte in diese Richtung zu unternehmen. 

Soll auf der anderen Seite die Entscheidungsfähigkeit gefördert werden, muss in einem gewissen 

Maß der Versuchung widerstanden werden, neue Einschränkungen zu schaffen, wie etwa zusätzliche 

verpflichtende Anhörungserfordernisse.  

3.1.5 Allgemeine Aufwertung der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften 

Alle genannten Prioritäten sollten auf alle Ebenen der Governance angewandt werden, um das 

europäische System der Multi-Level-Governance zu erneuern. Es muss ein dauerhaftes Anliegen der 

führenden Politiker sein, den Abstand der Bürgerinnen und Bürger zu den Entscheidern zu 

verkleinern, indem der Einfluss der lokalen/regionalen Ebene im Politikzyklus erhöht wird. 

Gleichzeitig darf nicht vergessen werden, dass die Gestaltung der internen Dezentralisierung in die 

ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt, wodurch Heterogenität unvermeidbar ist. 

Direkte Demokratie und lokale Demokratie werden in den verschiedenen Mitgliedstaaten 

unterschiedlich verstanden und erlebt. Unabhängig von den diesbezüglichen unterschiedlichen 

Traditionen und Kulturen der Mitgliedstaaten wird allgemein anerkannt, dass es durch die 

Gewaltenteilung zwischen der zentralen und den regionalen/lokalen Ebenen (Multi-Level-

Governance) zu Skaleneinsparungen kommt und gleichzeitig eine bessere Anpassung der 

Rechtsvorschriften an die Erfordernisse der subnationalen Behörden ermöglicht wird.  
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Die Multi-Level-Governance (mit ihren vier miteinander verzahnten Ebenen EU, Mitgliedstaaten, 

regionale und lokale Ebene), die per definitionem näher an den Bürgerinnen und Bürgern ist und 

außerdem mit mehr Effizienz und Rechenschaftspflicht einhergeht, ist ein charakteristisches 

Merkmal der europäischen Demokratie, das bei Entwicklungen, die aus diesen Überlegungen heraus 

entstehen, nicht vergessen werden darf und als bevorzugtes Instrument gefördert werden muss. 

Dieses allgemeine Instrument muss auf der Grundlage einer gemeinsamen Methode angewandt 

werden, die in enger Zusammenarbeit mit dem Europäischen Ausschuss der Regionen festgelegt und 

entwickelt werden muss. Seine besondere Rolle bei der Anwendung dieser Grundsätze vor Ort 

(Plattformen usw.) muss anerkannt und angemessen unterstützt werden. Dieser Logik gemäß 

müssen alle auf lokaler und regionaler Ebene geführten Debatten, deren Geltungsbereich über den 

betroffenen Mitgliedstaat hinausgeht, auf die eine oder andere Weise mit den Debatten auf 

europäischer Ebene verknüpft werden. Das europäische System der Multi-Level-Governance, die 

Interaktion zwischen den verschiedenen Ebenen nach oben und nach unten, sollte gestärkt und 

besser organisiert werden. Darüber hinaus sollte der Europäische Verbund für territoriale 

Zusammenarbeit (EVTZ), der sich um gemeinsame Probleme kümmert, gefördert und unterstützt 

werden. 

3.1.6 Ausweitung der direkten Bürgerbeteiligung am demokratischen Prozess 

Eine verstärkte direkte Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an den demokratischen Prozessen 

(d. h. die Einführung von Bestandteilen der partizipativen Demokratie) wird häufig als wirksame 

Reaktion auf das abnehmende Vertrauen in die demokratischen Institutionen angeführt. Neue 

Formen der partizipativen Demokratie sollten Teil der Lösungen zur Stärkung der Resilienz der 

Institutionen gegen steigenden Druck auf demokratische Governance- und Wertemodelle sein.  

In diesem Zusammenhang lohnt sich die Betrachtung der folgenden konkreten Initiativen: 

• Einrichtung von Foren zur Erörterung von Initiativen und Ideen für Reformen, wodurch unter 

anderem Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit geboten wird, sich in ihren eigenen 

Worten zu äußern. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse sollten veröffentlicht und den 

zuständigen Stellen weitergeleitet werden. Im gleichen Sinne könnte es sich auch lohnen, die 

Idee der lokalen Hubs zur Verbreitung und Erörterung von EU-Angelegenheiten auf 

regionaler und lokaler Ebene zu untersuchen, vorausgesetzt, diese werden mithilfe digitaler 

Werkzeuge organisiert, vielleicht in Kombination mit bestehenden Infrastrukturen, und es 

wird bürokratischer Aufwand vermieden. In beiden Fällen ist es jedoch wichtig, sehr deutlich 

hervorzuheben, dass die endgültige Entscheidungsverantwortung bei den gewählten 

politischen Akteuren liegt. 

• Reflexion über Möglichkeiten zur Verbesserung der Europäischen Bürgerinitiative, die bisher 

nicht sehr gut funktioniert hat, sei es im Hinblick auf die sehr begrenzte Anzahl von 

Initiativen oder die vorgebrachten Themen oder eine unzureichende Information und 

Verständigung über die Ziele und Vorteile jeder Initiative. Möglicherweise lassen sich 

Verbesserungen erzielen, indem die Voraussetzungen für die Anwendung dieses Verfahrens 

abgesenkt werden. Gleichzeitig wurde auf einige Risiken einer solchen Absenkung 

hingewiesen, z. B. dass sich der Zweck der Europäischen Bürgerinitiative zugunsten spezieller 

Interessen verschieben könnte. Eine weitere Idee besteht darin, die Europäische 
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Bürgerinitiative mit einem speziellen Beratungsprozess zu verknüpfen, um eine 

kontradiktorische Vorabprüfung der Machbarkeit und Angemessenheit der Initiative durch 

ein aus Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern bestehendes Gremium zu ermöglichen.  

• Betonung der Bedeutung einer Verknüpfung der lokalen und regionalen Ebene bei der 

Umsetzung der EU-Politik bzw. der regionalen Dimension von Initiativen, z.  B. in den 

Bereichen Strukturpolitik, Bildung, Kultur, Sozialleistungen, Wohnungsbau, Umwelt usw., bei 

gleichzeitiger Achtung der Rechte der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Gestaltung ihrer 

eigenen Beschlussfassungsverfahren. Durch eine derartige Verknüpfung werden die positiven 

Merkmale jeder Ebene, die potenziellen Auswirkungen der EU-Maßnahmen auf die lokalen 

und regionalen Wirtschaftssystem sowie mögliche grenzüberschreitende Vorhaben und 

Zusammenarbeit hervorgehoben. Im Allgemeinen kann durch eine bessere Einbeziehung der 

Dimension der europäischen Angelegenheiten in den institutionellen Rahmen der 

Mitgliedstaaten dazu beigetragen werden, einige Schwachpunkte des Systems zu beseitigen. 

• Nutzbarmachung der Erfahrungen und Lektionen aus der Konferenz zur Zukunft Europas. Die 

Konferenz zur Zukunft Europas ist ein hervorragendes Forum zur Gestaltung neuer und 

besserer Möglichkeiten für die Sicherstellung einer partizipativen/deliberativen Demokratie 

und die Herstellung eines fortlaufenden Dialogs mit den Bürgerinnen und Bürgern. 

Insbesondere müssen bei der Nachbereitung und Umsetzung der Ergebnisse und 

Empfehlungen der Konferenz die konkreten Vorschläge der europäischen Bürgerforen 

sorgfältig geprüft und erwogen werden. In diesem Zusammenhang ist die Schaffung 

permanenter oder semipermanenter EU-Mechanismen nach dem Modell der in der 

Konferenz zur Zukunft Europas (vielleicht in vereinfachter Form) verwendeten vorstellbar, 

vorausgesetzt, es wird befunden, dass sie gut funktioniert haben. Diese innovativen 

Verfahren sind zwar für die Neubelebung der Demokratie wichtig, es darf jedoch nicht 

vergessen werden, dass sie lediglich eine Ergänzung zur repräsentativen Demokratie, die das 

Grundmodell für das Funktionieren unserer Demokratie ist und bleibt, darstellen.  

• Was die repräsentative Demokratie betrifft, so könnte es neben dem erwähnten allgemeinen 

Ziel der Verkleinerung der Kluft zwischen den Bürgerinnen und Bürgern sowie den 

Entscheidern und der besseren Bildung und Unterrichtung der Bürgerinnen und Bürger 

interessant sein zu untersuchen, wie ihre Funktionsweise verbessert werden kann, z.  B. 

durch einen systematischeren Einsatz neuer elektronischer Möglichkeiten beim 

Wahlvorgang. In diesem Zusammenhang ergibt sich auch die Frage nach ambitionierteren 

Reformen, wie etwa im Hinblick auf die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre, deren 

Vorzüge geprüft werden sollten. 

3.1.7 Neubewertung der Rolle der Zivilgesellschaft und der Medien 

In den Verträgen wird zwar die Bedeutung der Zivilgesellschaft für eine verantwortungsvolle 

Verwaltung der EU anerkannt und es wird betont, dass die EU einen offenen, transparenten und 

regelmäßigen Dialog mit zivilgesellschaftlichen Organisationen führen muss, allerdings scheint es in 

einem gewissen Grad, als würde die Zivilgesellschaft an den Rand gedrängt. Dies ist bedauerlich, da 

die Medien, Journalisten und die Zivilgesellschaft im Allgemeinen am stärksten betroffen sind, wenn 

die Demokratie unter Druck steht. 
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Eine freie und pluralistische Qualitätspresse auf allen Ebenen, einschließlich der lokalen, gehört zur 

wichtigen Infrastruktur der Demokratie, und das umso mehr in einer Ära der allgegenwärtigen 

sozialen Netzwerke im Internet und einflussreicher Plattformen, die werbefinanziert sind und von 

nicht transparenten Algorithmen gesteuert werden. 

Daher muss untersucht werden, mit welchen neuen Herausforderungen zivilgesellschaftliche 

Organisationen heute konfrontiert sind, wie sich diese Herausforderungen auf ihre Leistungsfähigkeit 

und sogar ihre Existenz auswirken und wie sie darauf reagieren können. Zu diesen 

Herausforderungen gehören Zugang zu Finanzmitteln, der Rechtsrahmen und Regulierungsdruck, 

Beteiligung (fehlender Zugang zu politischen Entscheidungsträgern) sowie in manchen Fällen 

Belästigungen und Einschüchterungen. 

3.2 Die spezifische Rolle des Europäischen Ausschusses der 

Regionen 

Eine Folge des wahrscheinlichen Szenarios, dass die Verträge nicht geändert werden, ist, dass der 

Europäische Ausschuss der Regionen – oder andere lokale und regionale Gremien – de facto nicht 

über das bestehende Maß hinaus formal und substanziell am Beschlussfassungsverfahren der EU 

(etwa im Wege der Mitbestimmung, des Vetorechts, des Zustimmungsverfahrens, einer 

Dreikammern-Struktur o. Ä.) beteiligt wird. Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass der AdR 

unbestreitbare Vorteile hat: Erstens ist er aus gewählten Vertretern zusammengesetzt, sodass er 

dieselbe demokratische Legitimität wie die anderen großen Organe im EU-System besitzt, zweitens 

ist er direkt mit allen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in der EU verbunden und wird in 

einem gewissen Umfang von diesen unterstützt, und drittens ist er die Stimme und der naheliegende 

Sprecher der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften. Diese privilegierte Position muss 

genutzt werden, zum einen, um ein einzigartig einflussreiches Netzwerk zur Mobilisierung der mehr 

als eine Million lokal gewählter Politiker zu schaffen, und auf der anderen Seite, um seine Position im 

Zusammenwirken der Institutionen zu stärken.  

3.2.1 Der AdR als Herzstück eines außergewöhnlichen Netzwerks von lokal gewählten Politikern  

Durch die aktuelle Debatte über die Demokratie in der EU und die Demokratie der EU bietet sich eine 

Möglichkeit, die zentrale Rolle, die dem Europäischen Ausschuss der Regionen als Koordinator 

undKommunikator zwischen den subnationalen Ebenen, den Bürgerinnen und Bürgern sowie der EU 

zukommen könnte, anzuerkennen und zu stärken. Diese Aufgabe besteht in erster Linie darin, 

Informationen in beide Richtungen (nach oben und nach unten) zu verbreiten, d.  h., den 

Unionsorganen die Gemütsverfassung, die Entscheidungen und die Erwartungen der Bürgerinnen 

und Bürger näherzubringen und die Bürgerinnen und Bürger über die verschiedenen allgemeinen 

Herausforderungen, die sich der EU stellen, sowie über die spezifischen Vorschläge zur 

Berücksichtigung ihrer Anliegen zu unterrichten. Der Effizienz halber könnte diese zentrale Rolle, die 

bisher mehr oder weniger informell ist, besser in einen Rahmen eingebunden und strukturiert 

werden, indem dem AdR die erforderlichen Mittel gegeben werden, um permanente Kontakt- und 

Koordinierungsstellen einzurichten. Er wird ein größeres Verantwortungsbewusstsein und das 

Verständnis der Tätigkeiten der EU fördern und Politiker in lokalen und regionalen Institutionen in 

die Lage versetzen, wirksamere Botschafter der EU zu sein. 
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3.2.2 Der AdR als politisches Organ mit einer erweiterten Rolle 

Betrachtet man die vier Hauptphasen des Rechtsetzungszyklus , so finden sich Beispiele dafür, wie 

der AdR kurz- bis mittelfristig auf der Grundlage von interinstitutionellen Vereinbarungen besser 

beteiligt werden könnte. Einige davon werden im Folgenden aufgeführt.  

a) Vorbereitungsphase: 

• Stärkere Beteiligung des AdR bei den Verfahren zur Festlegung der jährlichen und 

mehrjährigen Planung, Agenda und Prioritäten, die in der interinstitutionellen Vereinbarung 

über bessere Rechtsetzung vorgesehen sind – z. B. die jährliche gemeinsame Erklärung über 

die gesetzgeberischen Prioritäten oder die mehrjährigen gemeinsamen Schlussfolgerungen 

zu den politischen Zielen und Prioritäten.  

 

b) Legislative Entscheidungsphase: 

• Bei der Konsultation des AdR sollten die um Konsultation ersuchenden Organe nach dem 

Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit verpflichtet sein, die institutionellen Zuständigkeiten 

des AdR zu achten, insbesondere, indem sie klare Gründe für die Annahme bzw. Ablehnung 

der wichtigsten Empfehlungen des AdR angeben.  

• In Bereichen wie Asyl- und Migrationspolitik und -aktivitäten der EU, GAP und Fischerei, 

Klima- und Energiepolitik sowie bei allen anderen Angelegenheiten, die mit wesentlichen 

finanziellen Verpflichtungen verbunden sind, sollte der AdR stärker an der Gestaltung der 

Politik und Rechtsvorschriften beteiligt werden.  

• Der AdR sollte stärker und substanzieller am Prozess des Europäischen Semesters beteiligt 

werden, da seine Bedeutung für die Politikkoordinierung der EU insgesamt zunimmt und es 

Auswirkungen auf alle Ebenen der Governance hat. 

Diese größere vorgelagerte Beteiligung des Europäischen Ausschusses der Regionen an der 

Vorbereitung, Ausgestaltung und Abfassung von Rechtsvorschriften wird für die Festigung und 

Stärkung seiner Rolle als wesentlich erachtet. In diesem Bereich muss ein entscheidender Schritt 

vollzogen werden, indem ambitionierte Maßnahmen getroffen werden, die anfangs in Form von 

Pilotprojekten oder Erprobungen angewandt werden könnten.  

c) Umsetzungsphase: 

• Die Grundsätze der Multi-Level-Governance und der Partnerschaft sollten erweitert und in 

die legislativen und regulatorischen Bestimmungen aller Maßnahmen mit regionalen 

Auswirkungen aufgenommen werden, wie das derzeit in der EU-Kohäsionspolitik der Fall ist. 

Damit würde sichergestellt, dass sie in mehr Politikbereichen konsistent angewandt werden. 

Der AdR hat gefordert, die Grundsätze der Multi-Level-Governance und der Partnerschaft in 

einem interinstitutionellen Verhaltenskodex zu verankern und dafür zu sorgen, dass sie in der 

interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung ihren Widerhall finden.  

d) Evaluierungsphase: 
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• Durch ein direkteres Feedback zur Umsetzung der Politik und der Rechtsvorschriften der EU 

auf lokaler und regionaler Ebene würde ihre Qualität und Legitimität verbessert. Außerdem 

würden dadurch bei der Umsetzung und Weiterentwicklung der EU-Politik Vereinfachung 

und regionaler Wissensaustausch gefördert. Mit der RegHub-Initiative des AdR, in deren 

Rahmen ein Netzwerk regionaler Hubs zur Bewertung der Durchführung der EU-Politik 

vorgesehen ist, wird diese Lücke geschlossen. Von den Unionsorganen und 

Entscheidungsträgern wurde diese Arbeit begrüßt. Mit den erforderlichen Mitteln ließe sich 

dieses Modell ausweiten, und dem AdR könnte eine stärkere Rolle dabei zukommen, die „an 

der Basis“ gewonnenen Erfahrungen systematisch in den Prozess der Politikgestaltung der EU 

einfließen zu lassen. 

• Wenn vor einer Überarbeitung von EU-Regelungen und -Programmen eine 

Folgenabschätzung vorgenommen wird, sollte stärker darauf geachtet und früher damit 

begonnen werden, die Beiträge der regionalen und lokalen Ebene zu berücksichtigen.  

3.2.3 „Aktive Subsidiarität“ als allgemeines Mittel zum Erreichen dieser Ziele  

Zusammen mit den nationalen Parlamenten kommt dem AdR die wichtige Rolle zu, dafür Sorge zu 

tragen, dass das Subsidiaritätsprinzip geachtet wird. Die nationalen Parlamente sind über das 

Frühwarnsystem am Mechanismus der Subsidiaritätskontrolle beteiligt, während der Europäische 

Ausschuss der Regionen wegen eines Verstoßes gegen das Subsidiaritätsprinzip eine 

Nichtigkeitsklage vor dem Europäischen Gerichtshof anstrengen kann. Es ist allerdings schwierig, 

rechtlich zu bemessen, ob ein Mitgliedstaat ein politisches Ziel besser erreichen kann als die EU. 

Daher ist die Subsidiaritätskontrolle durch den Gerichtshofs noch eine eher theoretische Möglichkeit. 

Aus diesem Grund wäre es vielleicht sinnvoller, wenn der AdR ebenfalls am Frühwarnsystem beteiligt 

würde, da nach diesem ein politisches Verfahren zur Sicherstellung der Subsidiarität vorgesehen ist.  

Eine zweite Methode, die angestrebt werden könnte, wäre ein Vorgehen, das einige Analysten als 

aktive (oder konstruktive) Subsidiarität bezeichnen. In diesem Zusammenhang bestünde theoretisch 

die Möglichkeit, die Subsidiaritätsbestimmungen des Vertrags neu zu fassen. In dem neuen Text 

müsste dann angenommen werden, dass die lokale Ebene so lange die hauptsächlich zuständige 

politische Ebene bleibt, bis klare Gründe und Belege für die Notwendigkeit von Maßnahmen auf EU-

Ebene vorgelegt und für überzeugend erachtet wurden. Die Erfolgsaussichten für diesen Ansatz sind 

jedoch gering, da es sehr unterschiedliche Meinungen zu diesem Thema gibt, die Angelegenheit 

politisch äußerst sensibel ist und die Ablehnung von Vertragsänderungen mehr oder weniger 

beschlossene Sache ist. Es ist deshalb besser, eine realistischere Möglichkeit zu verfolgen, um die 

Position des Ausschusses der Regionen als zuverlässiger Akteur in der Vorbereitungsphase von 

Gesetzgebungsverfahren (siehe Abschnitt 3.2.2) zu festigen. Zu diesem Zweck muss der AdR mit dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Bedingungen einer ambitionierten 

interinstitutionellen Vereinbarung verhandeln, in der u. a. deutlich der Grundsatz systematischer 

lokaler/regionaler Folgenabschätzungen für alle Politikbereiche genannt werden sollte. Eine Klausel 

dieser Art ist enorm wichtig, um für die Wirksamkeit „politischer“ Subsidiaritätskontrollen zu sorgen, 

und in einem gewissen Grad auch, um dem EuGH neue Mittel an die Hand zu geben, damit er in 

voller Kenntnis der Fakten urteilen kann. Generell sollte der Europäische Ausschuss der Regionen auf 

die Einrichtung eines regelmäßigen Austauschs mit der Kommission hinarbeiten, wofür eine 
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permanente gemeinsame Arbeitsgruppe Europäischer Ausschuss der Regionen/Kommission die 

beste Möglichkeit wäre. 

Das Subsidiaritätsprinzip sollte ganz allgemein dadurch gestärkt werden, dass die subnationalen und 

nationalen Behörden insgesamt besser in den legislativen und politischen Umsetzungszyklus 

einbezogen werden. Unter uneingeschränkter Achtung der Beschlussfassungsverfahren der EU und 

unter uneingeschränkter Achtung der verschiedenen einzelstaatlichen Systeme muss die 

Einbeziehung aller Governance-Ebenen in europäische Angelegenheiten garantiert werden. Wie in 

der Charta der Multi-Level-Governance (AdR 2014) hervorgehoben wurde, kann dadurch in unseren 

politischen Gremien und Verwaltungen ein EU-Denken gefördert werden.  

3.2.4 Verbesserung der Ergebnisse des AdR und seine Rolle im gesamten europäischen 

Beschlussfassungsverfahren 

Die gestärkte Position des AdR im Gesetzgebungsverfahren muss logischerweise mit einer 

Verbesserung der Qualität seiner Stellungnahmen einhergehen. Diese müssen möglichst 

faktengestützt sein und auf verlässlicher, kontextspezifischer Forschung, wie Studien, Umfragen, 

Konsultationen usw., beruhen. Außerdem muss der AdR dahingehend, wie und an wen die 

Stellungnahmen verteilt werden, kreativer werden. Stellungnahmen, die schnell bereitgestellt 

werden und hochwertige Informationen enthalten, werden von den anderen Unionsorganen als 

wertvoll angesehen, sodass die Wahrscheinlichkeit höher ist, dass sie in den Text des endgültigen 

politischen Dokuments einfließen. Darüber hinaus muss der AdR mit angemessenen personellen und 

finanziellen Mitteln ausgestattet werden, damit er seine erweiterte Aufgabe im 

Beschlussfassungsverfahren effizient ausüben kann. 

Der Dialog mit den nationalen Parlamenten/der COSAC, den natürlichen Verbündeten des AdR, muss 

weiterentwickelt und strukturierter gestaltet werden. In der Tat zeichnen sich diese ebenso wie der 

AdR dadurch aus, dass sie aus gewählten Vertretern zusammengesetzt sind, die die komplexe 

Beziehung zwischen dem Tätigkeitsbereich der Union und den nationalen Gegebenheiten am besten 

einschätzen können. Zu diesem Zweck sollte der Europäische Ausschuss der Regionen über sein 

Netzwerk mit den nationalen Parlamenten und der COSAC, seiner wichtigsten Ansprechpartnerin auf 

europäischer Ebene, regelmäßige und formelle Kontakte pflegen und Verhandlungen führen. Mit 

einer Zusammenarbeit könnte unter anderem erreicht werden, dass gemeinsam über die Themen 

von grundlegendem Interesse für die Bürgerinnen und Bürger Bericht erstattet und über 

Möglichkeiten für deren Berücksichtigung im Rahmen von europäischen Initiativen nachgedacht 

wird.  

Eine weitere konkrete Maßnahme im Hinblick auf die Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen den 

beiden Ebenen des demokratischen Lebens in den Mitgliedstaaten (national und regional) könnte 

eine bessere Anbindung des Europäischen Ausschusses der Regionen an das Frühwarnsystem sein. 

Dazu wäre es unter anderem erforderlich, den Zeitraum von acht Wochen, der den nationalen 

Parlamenten für die Abfassung einer mit Gründen versehenen Stellungnahme zur Subsidiarität zur 

Verfügung steht (Protokoll 2, Artikel 6 EUV), zu verlängern, damit die lokalen Verwaltungen und der 

AdR mehr Zeit haben, den nationalen Parlamenten und der COSAC ihre Stellungnahmen vorzulegen 

und näherzubringen. 
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Letzten Endes ergibt sich die europäische Legitimität aus der Summe der demokratischen 

Legitimitäten, die einander verstärken. Die EU ist mehr als ihre 27 Mitgliedstaaten. Sie ist auch ihre 

242 Regionen und 90 000 lokale Gebietskörperschaften mit mehr als einer Million lokaler und 

regional gewählter Vertreter, die eine wesentliche Verbindung zwischen der EU und ihren 

Bürgerinnen und Bürgern herstellen können. In den verschiedenen verfassungsrechtlichen Rahmen, 

mit denen die Gewaltenteilung geregelt wird, ist eine geeignete Anwendung der Multi-Level-

Governance und der Subsidiarität entscheidend, um dafür zu sorgen, dass die gemeinsamen 

Zuständigkeiten auf der Ebene bzw. den Ebenen ausgeübt werden, die am besten dafür geeignet 

sind, mithilfe koordinierter, wirksamer und effizienter Beschlussfassungsverfahren einen Mehrwert 

für die Bürgerinnen und Bürger zu schaffen. 

Unter Berücksichtigung der Mehrebenenstruktur der europäischen Demokratie können in den 

derzeitigen Verträgen einige Verbesserungen vorgenommen werden, durch die sich die 

Verbindungen und Synergien zwischen den verschiedenen Governance-Ebenen stärken lassen. Dabei 

ist es wichtig, dafür Sorge zu tragen, dass sich die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften 

sowie der Europäische Ausschuss der Regionen, der sie vertritt, während des gesamten 

Gesetzgebungszyklus strukturell an der Gestaltung der europäischen Politik beteiligen können, um 

den Mehrwert der Rechtsvorschriften der Union für die Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen.  

*** 
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Der Europäische Ausschuss der Regionen (AdR) ist die politische Versammlung der EU mit 329 Regional- und Kommunalvertretern 
aus allen 27 EU-Mitgliedstaaten. Unsere Mitglieder sind gewählte Regionalpräsidenten/-innen, Mitglieder von Regional- oder 
Gemeinderäten und Bürgermeister/-innen, die gegenüber mehr als 446 Millionen europäischer Bürgerinnen und Bürger 
demokratisch rechenschaftspflichtig sind. Das Ziel des AdR besteht im Wesentlichen darin, die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften sowie die von ihnen vertretene Bevölkerung in den EU-Beschlussfassungsprozess einzubeziehen und sie 
über die Unionspolitik zu informieren. Die Europäische Kommission, das Europäische Parlament und der Rat müssen den 
Ausschuss in den für die Städte und Regionen relevanten Politikbereichen anhören. Zur Wahrung des EU-Rechts kann der AdR den 
Gerichtshof der Europäischen Union anrufen, wenn gegen das Subsidiaritätsprinzip verstoßen wird oder die regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften übergangen werden.
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